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Nb. 4 


Berlin, den 15. Sebeuar 1936 


17. Jahrgang 


Der Kampf um den Boden 


Die im vergangenen Jahre erfolgte organiſatoriſche 
Umwandlung des polniſchen Weſtverbandes (Abänderung 
der Statuten, Verlegung des Hauptſitzes von Poſen nach 
Warſchau, Stärkung des Regierungseinfluſſes u. ſ. f.) hat 


geſprochenen Kampforganiſation keinen merkbaren Ein⸗ 
fluß gehabt. Das hat die neue Aktivität. die der Weſt⸗ 
verband in letzter Zeit wieder entfaltet, zur Genüge be⸗ 


wieſen. Stimmungsmäßig vorbereitet wurde dieſe Aktivität 


durchdie auch von der polniſchen Regierungs⸗ 
preſſe geförderte Verunglimpfung der 
Volkstumspolitik des nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchlands. Das Schwergewicht der Agitation iſt 
diesmal gegen den deutſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Beſitzſtand in den polniſchen Weſt⸗ 
gebieten gerichtet. Auf polniſcher Seite vertritt man die 
Anſicht. daß ſich immer noch ein unverhältnismüßig großer 
Teil des Grund und Bodens nicht nur in Pommerellen und 
Poſen, ſondern auch in Oſtoberſchleſien in deutſchen Händen 


befinde. Der Weſtverband hat durch die Veröffentlichung. 
unkontrollierbarer Zahlen dafür geſorgt, daß ſich in der 


polniſchen Oeffentlichkeit die Meinung verbreitet, daß es 
den Deutſchen in Poſen und Pommerellen während der 
letzten Jahre gelungen ſei, ihren landwirtſchaftlichen Beſitz⸗ 
ſtand nicht nur zu behaupten, ſondern durch ſyſtematiſche 
Aufkäufe ſogar zu vermehren. Daß es die amtlichen 
polniſchen Stellen abgelehnt haben, die von einem gewiſſen 
Dworzaczek zunächſt im „Kurier Poznanski“ veröffentlichten, 
dann aber auch u. a. von der „Gazeta Polska“ übernom⸗ 
menen Zahlen als richtig anzuerkennen, ſpielt für den 
Weſtverband keine Je Der Zweck heiligt die Mittel, 
Der Zweck iſt die 
lichen Exiſtenzgrundlage des Deutſchtums 
in den angeblich bedrohten Gebieten. . 
Bezeichnend find in dieſer Hinficht die Entſchließungen, 
die auf den Generalverſammlungen der pom⸗ 
merelliſchen und ſchleſiſchen Bezirke des 
polniſchen Weſtverbandes am 19. bzw. 26. Ja⸗ 
nuar angenommen wurden. In der einen dieſer Ent⸗— 
ſchließungen heißt es z. B.: „Die Hauptverſammlung ſtellt 
feſt, daß der wirtſchaftliche Beſitzſtand des 
deutſchen Elementes in Pommerellen im 
Vergleich mit der zahlenmäßigen Stärke dieſes Elementes 
allzu groß und eine ausdrückliche Benach⸗ 
teiligung der polniſchen Bevölkerung iſt. 
Ihr Beſitzſtand an Grund und Boden, ſowie in Induſtrie 
und Handel .. zeugt geradezu von einer Privilegierung 
der deutſchen Minderheit.“ In der anderen, auf der Katto⸗ 
witzer Tagung gefaßten Entſchließung finden ſich u. a. 
folgende bezeichnende Sätze: „Unter Berückſichtigung des 
erdrückenden Uebergewichts des deutſchen Beſitzſtandes in 
der Landwirtſchaft, ſowie unter Berückſichtigung der be⸗ 
ſonderen Bedeutung, die der Landbeſitz für die Erhaltung 
der Intereſſen des polniſchen Staates beſitzt, wendet ſich die 
Tagung an die Behörden mit der Bitte um Parzel⸗ 
lierung des Großgrundbeſitzes und um 
Uebergabe des parzellierten Landes an 


erſchlagung der wirtſchaft⸗ 


polniſche Siedler.“ Dann heißt es weiter: „Indem 
die Tagung mit Befriedigung die beträchtlichen Fortſchritte 
in der Poloniſierung der oberſchleſiſchen Induſtrieverwal⸗ 


1 tung hervorhebt, ſtellt fie feſt, daß die völlige Sicherſtellung 
auf die grundſätzlich deutſchfeindliche Tendenz dieſer aus⸗ 


der wirtſchaftlichen Intereſſen des Staates auf dem Gebiete 
der ſchleſiſchen Großinduſtrie nur möglich iſt durch die 
Nationaliſierung des Kapitals, ſowie dadurch, 
daß auf die leitenden Poſten der Induſtrie⸗ 
verwaltungen nur Leute berufen werden, 
die mit der Idee der politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung des polniſchen 
Staates verbunden ſind.“ 

Aus dieſen Entſchließungen geht deutlich hervor, daß 
die Beſitz⸗ und Lebensrechte der deutſchen 
Volksgruppe in Polen nach der Auffaſſung des pol⸗ 
niſchen Weſtverbandes Dinge ſind, die ſich mit der 
polniſchen Staatsraiſon nicht vereinbaren 
laſſen. Es wird der verſtärkte Einſatz ſtaatlicher Macht⸗ 
mittel gegen die deutſche Volksgruppe gefordert. Den 
Deutſchen wird das Recht abgeſprochen, leitende Poſten in 
der oberſchleſiſchen Induſtrie zu bekleiden oder als Siedler 
an der Verteilung des zu parzellierenden deutſchen Grund 
befitzes beteiligt zu werden. Das Vorhandenſein eines noch 
verhältnismäßig geſunden deutſchen landwirtſchaftlichen 
Beſitzes, eines tüchtigen deutſchen Genoſſenſchaftsweſens, 
einer deutſchen Beteiligung am gewerblichen Leben, einer 
Mitwirkung deutſchen Kapitals an der oſtoberſchleſiſchen 
Schwerinduſtrie wird vom Weſtverband als eine „Privile⸗ 
gierung“ der deutſchen Volksgruppe, als eine „Venach⸗ 
teiligung“ des polniſchen Volksteiles und als eine „Gefahr“ 
für die Sicherheit des polniſchen Staates bezeichnet. Das 
iſt eine Auffaſſung, die logiſcherweiſe in 
die Forderung nacheiner gewaltſamen Aus⸗ 
rottung des Deutſchtums einmündet, und in 
deren Nachbarſchaft ſich das wehleidige Klagen über die 
angebliche „Unterdrückung“ der Polen in Deutſchland durch 
das Erbhof⸗, das Staatsbürger⸗ und das Arbeitsdienſtgeſetz 
recht abgeſchmackt ausnimmt. 

Die Frage, wie ſichdie polniſchen Regierungs⸗ 
ſtellen zu einem Verbande verhalten, der derartige 
Forderungen erhebt, iſt auf den Tagungen des Weſt⸗ 
verbandes mit hinreichender Klarheit beantwortet worden. 
Auf der Tagung in Kattowitz wurde u. a. auch folgende 
Entſchließung gefaßt: „Die Tagung betont mit Anerkennung 
die beſonderen Verdienſte des langjährigen Machthabers 
des ſchleſiſchen Landes, des Herrn Wojewoden Dr. Michael 
Grazynſki, hinſichtlich der Stärkung der Grundlagen 
aller Gebiete des polniſchen Lebens in Schleſien. Sie 
dankt für die dem polniſchen Weſtverband 
erwieſene Unterſtützung und wendet ſich 
gleichzeitig an ſein Ehrenmitglied (Grazynfli) 
mit der Bitte um weitere Unterſtützung und 
Hilfe.“ Grazynfki ſelber hob auf der Tagung, einem Be⸗ 
richt der „Polska Zachodnia“ vom 27. Januar zufolge, in 
einer Anſprache die beſonderen Verdienſte des Weſt⸗ 
verbandes hervor, deſſen Tätigkeit er als „nützlich und 
weiterhin notwendig“ hinſtellte. 
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Daß Grazuynfki dort, wo es ſich um die Vernichtung 
des Deutſchtums handelt, nicht bloß große Worte zu machen 
verſteht, iſt zur Genüge bekannt. Zehntaufende vernich⸗ 
teter deutſcher Exiſtenzen ſind das Ergebnis ſeiner zehn⸗ 
jährigen Amtstätigkeit. Aber nicht nur in der Induſtrie 
wurden die Lebensgrundlagen des oberſchleſiſchen Deutſch⸗ 
tums durch die Haßpolitik dieſes ehrenwerten Mannes und 
feiner Anhänger in den Reihen des Weſtverbandes und 
des Aufſtändiſchenverbandes aufs ſchwerſte erſchüttert, 
ſondern auch in den landwirtſchaftlichen Beſitzſtand des 
dortigen Deutſchtums ſind während der letzten Jahre be⸗ 
reits ſcharfe Einbrüche erfolgt. Das wird meiſt überſehen. 
Es find, wie aus einem Bericht der im Jahre 1928 ge 
gründeten Siedlungsgeſellſchaft „Stazak“ hervorgeht. in 
der Wojewodſchaft Schleſien von dieſer Geſell⸗ 
ſchaft und dem Okregowy Urzad Ziemski bisher über 
20 000 Hektar an mehr als 9500 Siedler, 
davon im oberſchleſiſchen Teil der Wojewodſchaft über 9900 
Hektar an mehr als Siedler aufgeteilt worden. 
Zum weitaus größten Teil hat es ſich dabei um deutſches 
Beſitztum gehandelt, das durch die Aufteilung in die Hände 
polniſcher Siedler gelangt iſt. An ſich iſt der deutſche land⸗ 
wirtſchaftliche Befig im oberſchleſiſchen Teil der Wojewod⸗ 
ſchaft vorerſt noch durch das Genfer Abkommen vor 
der Liquidierung und zwangsweiſen Aufteilung geſchützt. 
Mit dem Ablauf des Abkommens im kommenden Jahr 
aber iſt auch in dieſem Teil Polens mit einem großangeleg⸗ 
ten Angriff auf den deutſchen landwirtſchaftlichen Beſitz⸗ 
ſtand zu rechnen, — wenn es nicht etwa gelingt, zu einer 
neuen Vereinbarung auf dieſem Gebiet zu gelangen. In 
Poſen und Pommerellen iſt der deutſche landwirt⸗ 
ſchaftliche Beſitz dem polniſchen Zugriff von jeher ſchutzlos 
preisgegeben geweſen. Denn die fragwürdige Aktivität des 
Völkerbundes, der mehrfach gegen die antideutſchen Ten⸗ 
denzen der polniſchen Agrarreform vorzugehen verſuchte, 
kann man ſchwerlich als ein geeignetes Schutzmittel be⸗ 
zeichnen. 

Die polniſche Regierung ſcheint ſich die Beuteparole 
des Weſtverbandes zu eigen zu machen. Darauf deutet 
der Parzellierungsplan hin, den der Miniſterrat 
kürzlich für das Jahr 1937 aufgeſtellt hat. Wieder 


werden, wie in früheren Jahren, die ehemals reichsdeutſchen 
Gebiete von der Agrarreform am ſtärkſten betroffen. Aus 
Privat beſitz ſollen in der Wojewodſchaft Poſen 20 000 
Hektar und in Pommerellen 12000 Hektar aufgeteilt 
werden. In den anderen Woiewodſchaften ſind zumeiſt 
erheblich geringere Privatflächen zur Aufteilung vorgeſehen, 
und zwar: Lublin 11 500 ha, Warſchau 11 000 ha, Tarnopol 
und Wolhynien je 8000 ha, Wilna, Nowogrodet und Lemberg 
je 7000 ha, Kielce 6000 ha, Bialyſtok 5000 ha, Poleſien 
4000 ha, Krakau 2500 ha und Stanislau 2000 ha. 
Die beſonders ſtarke Heranziehung Poſens und Pomme⸗ 
rellens, wo die Aufteilungsziffern dieſes Mal höher ſind 
als in den bisherigen Jahren, läßt es von vornherein 
als ſicher erſcheinen, daß hier zu einem neuen Beute⸗ 
zug gegen den deutſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Beſitz gerüſtet wird. 

Wenn es den Deutſchen der Weſtgebiete bisher noch 
gelungen iſt, ſich inmitten des allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verfalls auf einem Teil ihres alten Beſitzes zu halten, ſo 
iſt das ein glänzender Beweis für die Wurzelfeſtigkeit, die 
Heimatverbundenheit und die  wirtjchaftlihe Tüchtigfeit 
dieſer Deutſchen. Gerade das aber bringt die patriotiſchen 
Gemüter gewiſſer polniſcher Kreiſe in Wallung. Die Ein⸗ 
ſicht, daß es ihnen unmöglich iſt, die Deutſchen im freien 
Wettſtreit der Kräfte aus ihrem angeſtammten Beſitz zu 
verdrängen, veranlaßt ſie, ihre Zuflucht zu geſetzlichen oder 
auch ungeſetzlichen Zwangsmitteln zu nehmen und nach dem 
Einſatz ſtaatlicher Machtmittel zu rufen. Der Kampf um 
den Boden hat in den ehemals reichsdeutſchen Gebieten von 
neuem begonnen. Als Rufer im Streit tritt wie ſchon io 
oft wieder der Weſtverband auf den Plan. Er konzentriert 
ſeine Kräfte in dieſem neuen Abſchnitt des Kampfes auf 
Oſtoberſchleſien und Pommerellen. Er entfacht die öffentliche 
Meinung zum Kampf gegen das Deutſchtum dieſer Gebiete, 
indem er gegen dieſes den Vorwurf der Illoyalität gegen⸗ 
über dem polniſchen Staate erhebt, falſche und entſtellende 
Berichte über die Lage der Polen in Deutſchland verbreitet 
und von einer Gefährdung der polniſchen Staatlichkeit 
ſpricht. Es bleibt ein Rätſel, wie man eine derartige 
Haltung mit einer normalen Weiterentwicklung der deutſch⸗ 
polniſchen Beziehungen vereinbaren will. 


„Kurier Poznanſki“ etwas verrückt 


Die geiſtig um den endekiſchen „Kurier Poznanski“ Armee iſt, fordern wir eine weit ſtärkere Berück⸗ 


gruppierten Poſener Studenten verbindungen 
veranſtalteten am 9. Februar in der Repräfentationshalle 
der Poſener Meſſe eine „Meeresfeier“. Der Anlaß 
hierzu war die 16. Wiederkehr des Tages, an dem Polen, 
ohne daß die Bevölkerung des betreffenden Gebietes nach 
ihrer Meinung gefragt worden wäre, den Zugang zum 
Meer erlangte, ſowie die 10. Wiederkehr des Tages, an 
dem Gdingen zur Stadt erhoben wurde. Bei 
dieſer Gelegenheit wurde folgende Entſchließung an⸗ 
genommen: 

„die zur Meeresfeier in Pofen am 9. Februar Ver⸗ 
ſammelten ſtellen feſt, daß die Politik unſeres Staates 
unſeren Brüdern in den uralten polniſchen 
Gebieten, im Stettiner Pommerellen (gemeint iſt 
Pommern), in Oftpreußen und Schlefien, helfen muß. Wir 
fenden unſeren Brüdern den Ausdruck unſerer Hoffnung 
und fordern ſie zum weiteren Aushalten auf. Wir ſtellen 
feſt, daß unſere Rechte in Danzig, die uns durch 
Verträge zugeſichert find, weder auf wirtſchaftlichem noch 
auf politiſchem Gebiet genügend ausgenutzt und geſchützt 
find. Wir fordern alſo, daß Danzig zur Achtung der pol⸗ 
niſchen Rechte gezwungen wird. Wir fordern die gejamte 
Bevölkerung in Danzig zu einer engeren Verbin⸗ 
dung mit dem polniſchen Volke auf, mit einem 
Volke, das über das Los dieſer Bevölkerung 
wacht, die auf einem Poſten ſteht, der durch Deutſch⸗ 
land bedroht iſt. Wir fordern Nationaliſie⸗ 
rung des Wirtſchaftslebens unſeres Küſten⸗ 
gebietes und vor allem unſeres Hafens Gdingen, da 
eine jüdiſche und deutſche Expanſion dort die Lebens⸗ 
intereſſen unſeres Volkes bedroht. In der Ueberzeugung, 
daß die einzige Sicherung unſeres Lebens als Volk unſere 


fihtigung der Heeresbedürfniſſe und be⸗ 
ſonders der Kriegsmarine als bisher. Eine ſtarke 
Flotte nämlich iſt die beſte Garantie unſeres Zuganges zum 
Meere. Wir fordern das geſamte Volk angeſichts der Ge⸗ 
fahren, die uns von dem gerüſteten Deutſchland her drohen, 
zum Opfer für die Seerüſtung auf.“ . 

In Deutſchland hat man für Faſchingsſcherze Verſtänd⸗ 
nis. Doch hat man den Eindruck, daß ſolche Scherze auf 
politiſchem Gebiet ſchlecht angebracht ſind. Zu den einzelnen 
Punkten der Entſchließung ſei kurz folgendes bemerkt: 
1. Von der brüderlichen Geſinnung der Bewohner 
Pommerns, Oſtpreußens und Schleſiens ſcheinen ſich die 
Herren um den „Kurier Poznanski“ recht übertriebene Vor⸗ 
ſtellungen zu machen. 2. Solange dieſe Herren nur von 
ihren Rechten in Danzig ſprechen und darüber ihre ver⸗ 
traglichen Pflichten dieſer deutſchen Stadt gegenüber 
vergeſſen, kann man mit ihnen über das Danziger Problem 
nicht diskutieren. 3. Danzig weiß aus feiner glanzvollen 
und kampfreichen Geſchichte, daß ſeine Bedrängnis ſtets um 
ſo größer war, je enger es ſich mit dem polniſchen Volke 
verband. Dastraurige Beiſpiel der Leitgeber 
kann die Danziger Deutſchen nicht reizen. 4. Von wem ſich 
das deutſche Danzig bedroht fühlt, das wird nicht 
in Poſen, ſondern in Danzig ſelber entſchieden. 5. In der 
Forderung nach Nationaliſterung des Wirtſchaftslebens (mit 
ſtaatlichen Zwangsmitteln) liegt das Eingeſtändnis einer 
bemerkenswerten Unfähigkeit der privaten pol⸗ 
niſchen Initiative. 6. In bezug auf den Ausbau der 
polniſchen Kriegsmarine ſind die Herren um den „Kurier 
Poznanski“ über die Vorſchläge, die der polniſchen Re⸗ 
gierung von beſtimmter Seite gemacht worden ſind, anſchei⸗ 
nend nicht orientiert. Das iſt auch nicht nötig. 


Die Teſchener Dreidölzerecte 


Ein bemerkenswertes Buch 

Im Zuſammenhang mit dem polniſch⸗tſchechi⸗ 
ſchen Streit um die Behandlung der im Gebiet von 
Tſchechiſch⸗Teſchen und Mähriſch⸗Oſtrau anſäſſigen Polen 
hat ſich auch die deutſche Oeffentlichkeit im vergangenen 
Jahre mehrfach mit der Teſchener Frage befaßt. Man 
kann nicht behaupten, daß die Kommentare, die gelegentlich 
zu den jeweiligen Tagesereigniſſen gebracht wurden, immer 
von beſonderer Sachkenntnis zeugten. Das iſt bis zu einem 
gewiſſen Grade verſtändlich. Denn ein Teſchener Problem 
hat es für die Deutſchen, die vor dem Kriege hinter den ge⸗ 
ſicherten Reichsgrenzen wohnten, eigentlich niemals gegeben: 
und in den Jahren unmittelbar nach dem Kriege, als das 
Teſchener Gebiet zu einem Brandherd Europas aufflammte, 
war man im Reiche viel zu ſehr mit den Sorgen innerhalb der 
eigenen Grenzen beſchäftigt, um in dem Land, das ſich 
zwiſchen der alten Reichsgrenze und den Beskiden, zwiſchen 
der Oſtrawica und der Biala erfiredt, ein intereſſierendes 
Streitproblem oder gar eine deutſche Chance zu ſehen. Dazu 
kam, daß es über dieſe Frage weder im deutſchen, noch im 
ausländiſchen politiſchen Schrifttum eine wirklich brauchbare 
Darſtellung gab. Dieſer Mangel iſt jetzt durch ein umfang⸗ 
reiches Werk von Kurt Witt „Die Teſchener 
Frage“ behoben. (Volk und Reich Verlag, Berlin 1936.) 


Das Teſchener Land vor dem Kriege 

Die Teſchener Frage hat als Problem der europäiſchen 
Politik eine volkspolitiſche und wirtſchafts⸗ 
und verkehrspolitiſche Seite. Im folgenden 
ſeien in Anlehnung an das Buch von Kurt Witt die volks⸗ 
politiſchen Tatſachen des Teſchener Landes, des alten Her⸗ 
zogtums Teſchen oder Oſtſchleſiens, wie es als ehemals 
öſterreichiſches Verwaltungsgebiet genannt wurde, ſkizziert. 
In Oſtſchleſien wurden bei der öſterreichiſchen 
Volkszählung von 1910, der letzten Zählung vor 
dem Kriege, etwa 435 000 Einwohner gezählt. Sie verteilten 
ſich in den vier Gerichtsbezirken, in die das Verwaltungs⸗ 
gebiet damals eingeteilt war, auf die einzelnen Nationali⸗ 
täten wie folgt: 


Gerichtsbez. Polen Tſchechen Deutſche 
Bielitz 66 148 799 32 775 
Friedek 15.093 80 491 11944 
Freiſtadt 75 462 28 103 15 159 
Teſchen 77 147 6204 17.045 
Oſtſchleſien 233 850 115⁵ 597 76 923 


Hinzu kamen noch 7854 Staatsfremde und 297 An⸗ 
gehörige anderer Nationalitäten. Demnach handelte es ſich bei 
dem damaligen Verwaltungsgebiet Oſtſchleſien um ein 
ausgeſprochenes Dreivölkergebiet, in dem 
die bei der Volkszählung als „Polen“ Bezeichneten etwa 
54 v. H., die Tſchechen etwa 27 v. H. und die Deutſchen etwa 
18 v. H. der Geſamtbevölkerung ausmachten. Es muß jedoch 
aleich hinzugefügt werden, daß es ſich bei den als „Polen“ 
Bezeichneten in der Hauptſache um Slonzaken handelt, 
alſo um eine Bevölkerungsſchicht, die, dank ihrer 
geſchichtlichen Entwicklung in ſtändiger und enger Fühlung 
mit dem bodenſtändigen Deutſchtum, von einem durch⸗ 
aus eigenen Stammesbewußtſein erfüllt 
tft, und in der ſich gerade in den letzten beiden Vorkriegs⸗ 


jahrzehnten eine große Bereitſchaft zur völligen Einordnung. 


in den deutſchen Kulturkreis feſtſtellen ließ. Leider brachte 
man dieſer deutſchfreundlichen Tendenz der Slonzaken weder 
im Teſchener Deutſchtum ſelbſt, noch in Wien, wo in den 
maßgebenden Aemtern das Polentum Trumpf war, das 
notwendige Verſtändnis entgegen. Die geſchichtliche 
Gemeinſchaft im ſchleſiſchen Raum, die erſt 
durch die Kriege Friedrichs des Großen gebrochen wurde, 
die ſprachliche Sonderſtellung und die be⸗ 
achtliche Kulturhöhe des Landes trennten die 
Slonzaken von den benachbarten galiziſchen Polen. 

Doch machte ſich bereits längere Zeit vor dem Kriege, 
ähnlich wie in Oberſchleſien. auch im Teſchener Lande eine 
nationalpolniſche Bewegung bemerkbar. Sie 


wurde wie dort in der Hauptſache von land fremden 
Elementen getragen, die, im Zuſammenhang mit 
der raſchen Induſtrialiſierung, von Galizien her vor allem 
die Bezirke Freiſtadt, Schleſiſch⸗Oſtrau und Oderberg (wie 
auch den weſtlich anſchließenden Mähriſch⸗Oſtrauer Bezirf) 
überſchwemmten und, als ein ſozial und kulturell 
tiefſtehendes Element, dem Einfluß radikaler 
politiſcher Ideen beſonders leicht zugänglich waren. Auch 
das Tſchechentum des Teſchener Landes erhielt in dieſer 
Zeit Zuzug aus ſeinen Stammgebieten in Böhmen und 
Mähren. Doch handelte es ſich hierbei vielfach um Beamte 
und ſonſtige Angehörige der Intelligenz. Nach der Um⸗ 
gangsſprache verteilten ſich die Polen⸗Slonzaken und die 
Tſchechen vor dem Kriege etwa folgendermaßen: Die Bezirke 
Bielitz und Teſchen ſowie die öſtliche Hälfte des Bezirks 
Freiſtadt waren eindeutig polniſch⸗ſlonzakiſch; der größte 
Teil des Bezirkes Friedek und einige weſtliche Randgemein⸗ 
den des Bezirks Teſchen waren ebenſo eindeutig tſchechiſch: 
die beſonders induſtriereiche Nordweſtecke 
Oſtſchleſiens dagegen war ebenſo wie der weſtlich an⸗ 
ſchließende Bezirk Mähriſch⸗Oſtrau ein Gebiet, in dem 
ſich die beiden Volksgruppen unentwirr⸗ 
bar verzahnten. Als dritter Bevölkerungsteil kam 
noch das Deutſchtum hinzu; es ſaß und ſitzt noch heute 
beſonders in den Städten des Landes und 
deren Umgebung: Bielitz, Skotſchau, Teſchen, Friedek, Frei⸗ 
ſtadt, Oderberg, Oderfurt, Witkowitz, Mähriſch⸗Oſtrau uſw. 
(Bielitz iſt noch heute die einzige Stadt Polens, die eine 
deutſche Mehrheit aufweiſen kann). 


Volksabſtimmung oder nicht? 


Aus der nationalen Zuſammenſetzung des Landes ergibt 
ſich, daß die Polen ihren Anſpruch auf das 
Teſchener Land, als mit dem Zuſammenbruch Habs⸗ 
burgs die Frage der ſtaatlichen Zuteilung des Landes akut 
wurde, von der Volkstumsſeite her zu be⸗ 
gründen verſuchten, wobei ſie ſich natürlich ſehr 
hüteten, die ſtammliche Beſonderheit des bodenſtändigen 
ſlonzakiſchen Elementes anzuerkennen. Die Tſchechen 
konnten allenfalls in bezug auf das weſtliche Viertel des 
Landes mit dem völkizchen Argument operieren; fie zogen 
es daher vor, ihre Zuflucht zu jenen merkwürdigen hiſto⸗ 
riſchen „Argumenten“ zu nehmen, die aus dem 
tſchechiſchen Kampf um die ſudetendeutſchen Gebiete hin⸗ 
reichend bekannt ſind. Der erbitterte Streit, der nach dem 
Kriege zwiſchen Polen und der Tſchechei um den Beſitz des 
Teſchener Landes geführt wurde, wird von Kurt Witt in 
ſeinem Buche in allen ſeinen dramatiſchen Einzelheiten be⸗ 
ſchrieben. Nur einige Epiſoden, die für das völkiſche Geſicht 
dieſes Landes bezeichnend ſind, ſeien erwähnt: Ende Sep⸗ 
tember 1919 beſchloß der Ober ſte Rat in Paris, in dem 
ſtrittigen Gebiet eine informatoriſche Volks⸗ 
abſtimmung durchzuführen. Die Polen hatten einen 
dahingehenden Antrag geſtellt. Aber ihnen war, als der Rat 
dann in ihrem Sinne entſchieden hatte, durchaus nicht wohl 
zumute. Es lag ihnen trotz der ſchönen ſtatiſtiſchen 
Zahlen, die für ie zu ſprechen ſchienen, gar nichts 
daran, die Probe aufs Exempel zu machen. 
Sie hatten den Antrag auf Volksabſtimmung in Wirklichkeit 
nur geſtellt, um Zeit zu gewinnen. Jetzt, wo es mit 
der Abgabe eines nationalen Bekenntniſſes ernſt zu werden 
verſprach, zeigte es ſich, wie wenig innere Verbundenheit 
zwiſchen den Slonzaken und den Polen beſtand. g 5 
Die Slonzaken begaben ſich nämlich in 
eine ausgeſprochene Abwehrſtellung gegen 
die Polen. Die von der Nada Narodowa organiſierten 
Mordbanden, die ſich in der Hauptſache aus der zugewander⸗ 
ten galiziſchen Arbeiterſchaft rekrutierten, taten das Ihre. 
um den Slonzaken einen Vorgeſchmack der polniſchen Staat⸗ 
lichkeit zu geben, in die ſie eingefügt werden ſollten. Es war 
unter dieſen Umſtänden kein Wunder, daß ſich auf polniſcher 
Aädduaamumuummumuumanduuannunanunnanmagnmmumnmmunmmmguuuunnamenaunnunalülnnanla 
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Seite immer mehr Stimmen fachlundiger Männer erhoben, 
die dazu rieten, es zu keiner Volksabſtimmung kommen zu 
laffen. Am 13. April 1920 ſchrieb der Beauftragte des 
Warſchauer Außenminiſteriums in Teſchen, Dr. Günther, 
an ſeine Regierung: „Wenn das Plebiſzit ſtatt⸗ 
Bu ſollte, werden wir alles verlieren.” 

er ehemalige polnische Staatsbeauftragte in Teſchen, Za⸗ 
morſki, Wer am 19. April 1920 in Lemberg in einer 
öffentlichen Verſammlung davon, daß eine Volks⸗ 
abſtimmung für Polen „eine Niederlage 
von unberechenbaren Folgen“ fein werde. Einem 
Bericht der Kattowitzer „Gazeta Robotnica“ vom 27. Mai 
1920 zufolge bekannte der damalige polniſche Außenminiſter 
Patek im Sejm, daß er eine Volksabſtimmung 
in Teſchen vom polniſchen Standpunkt aus 
nicht mehr für durchführbar halte. Und im Juni 
desſelben Jahres trat derſelbe Miniſter vor dem Botſchafter⸗ 
rat gang entſchleden dem Gedanken einer 
Volksabſtimmung entgegen. Es iſt dann bekannt⸗ 
lich auch zu keiner Abſtimmung gekommen. Im Teſchener 
Land herrſchte der Terror. Plünderungen, Ueberfälle, 
Morde waren an der Tagesordnung. Die interalliierten 
Truppen, die das Land beſetzt hatten, waren nicht mehr 
imſtande, für die Aufrechterhaltung des Friedens 09 en 
fie hatten Mühe, hinter Stacheldraht und aſchinen⸗ 
gewehren ihr eigenes Leben zu ſichern. Am 28. Juli 
1920, während Polen in ſein Kriegsabenteuer mit den 
Bolſchewiken verwickelt war, wurde das Land durch 
einen Spruch der Botſchafterkonferenz 
unter diebeiden Partner geteilt. 


Nationale Verſchlebungen in Tſchechiſch⸗Teſchen 

Die Teilung hatte unmittelbar erhebliche Ver⸗ 
ſchiebungen in der nationalen Zuſammen⸗ 
ſetzung der Bevölkerung auf beiden Seiten der 
neuen Grenze zur Folge. Zahlloſe Angehörige und Sym⸗ 
Nag de der beiden Parteien flohen aus Furcht vor der 
ache des Gegners über die Grenze, um Zuflucht im 
anderen Teil ihres zerriſſenen Heimatlandes zu ſuchen. 
Der kulturelle Zuſammenhalt mit den 
bodenſtändigen Deutſchen, den die Slon⸗ 
aken gepflegt hatten, wurde zerriſſen. die 
ſionzakische Heimatbewegung verlor ihre Führer. Dieſe 
mußten entweder das Land verlaſſen, oder ſie gingen ins 
tſchechiſche Lager. So war die Maſſe des Slonzakentums 
ſchutzlos den Einwirkungen und dem Druck der Völker aus⸗ 
geſeßt, deren Staaten fie zugeteilt worden war. Ein übriges 
taten dann die bekannten öſtlichen Zählungs⸗ 
methoden, um das ſtatiſtiſche Bild der Nationalitäten⸗ 
verhältniſſe in den beiden Hälften des Teſchener Landes zu 
korrigieren. Die Verſchlebungen, die auf dieſe Weiſe im 
Zahlenbild eintraten, gehen aus nachſtehender Aufſtellung 


ervor. In dem der Tſchechei zugeſprochenen 
eil des dance dan 90 8 
Tſchechen Polen Deutſche 
1910 114 800 145 700 44 100 
1921 177 600 69 300 23.000 


In dieſen Angaben find die Staatsfremden nicht ent 
halten. Deren Zahl iſt für das Jahr 1921 ſehr beträchtlich: 
36 878. Unter dieſen als ſtaatsfremd gekennzeichneten Per⸗ 
ſonen befanden ſich 17645 Polen und 3367 
Deutſche. Aber auch wenn man dieſe Zahlen zu denen der 
obigen Tabelle hinzuzählt, ergibt ſich ein ganz erheb⸗ 
liches Anſteigen der in der Statiſtik als 
„Tſchechen“ angeführten Perſonen auf 
Koſten der Deutſchen und Polen. Rechnet man die 
deutſchen und polniſchen Staatsangehörigen den entſprechen⸗ 
den Nationalitäten hinzu, ſo hat es nach der tſchechiſchen 
Statiſtik im Jahre 1921 in Tſchechiſch⸗Teſchen 
etwa 26 400 Deutſche und etwa 86 900 Polen 
gegeben. Dieſe letzteren verteilten ſich auf die einzelnen 
Gerichtsbezirke wie folgt: a 5 i 


Schleſiſch⸗Oſtran 4100 Friedek 700 
Oderberg 8 000 Teſchen 18 000 
Freiſtadt 36 500 Jablunkau 19 500 


Zu dieſen Polen des Teſchener Gebietes find noch diejenigen 
des benachbarten Bezirkes Mähriſch⸗Oſtrau hinzu⸗ 
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een Unter den 362 000 ortsanweſenden tſchechoflowa⸗ 
iſchen Staatsangehörigen ſind dort im Jahre 1921 nur 
1595 als Polen ausgewieſen worden; außerdem 
hat es unter den fremden Staatsangehöri⸗ 
gen aber noch etwa 8500 Polen gegeben. Da es 
außerhalb des Teſchener Landes und des Bezirkes Mähriſch⸗ 
Oſtrau in der Tſchechei keine nennenswerte Zahl von Polen 
gibt (nur in den Bezirken Zips und Arva gibt es noch 
einige taufend), hat nach Maßgabe der tſchechiſchen Volks⸗ 
zählung von 1921 das Polent um in der Tſchechei 
insgeſamt rund 100000 Seelen gezählt. Das bedeutet 
gegenüber 1910 einen Rückgang um ein reichliches Drittel. In 
den inzwiſchen verfloſſenen anderthalb Jahrzehnten ſind 
zweifellos noch weitere bedeutſame Verſchiebungen zugun⸗ 
ſten des Tſchechentums auf Koſten des Deutſchtums und vor 
allem des Polentums eingetreten. Neuere aufbereitete 
Zahlenangaben liegen hierüber nicht vor. 


Veränderungen in Polniſch⸗Teſchen 


Auch in dem polniſch gewordenen Teildes 
Teſchener Landes hat ſich nach der Teilung manches 
geändert. Der zahlenmäßig gewinnende Partner iſt hier 
natürlich das Polentum geweſen. Tſchechen hat es 
öſtlich der Olſa, die heute die Grenze bildet, niemals 
in größeren Mengen gegeben. 1910 find es nur 
knapp 1000 geweſen. Sie haben das Land nach der Teilung 
nahezu reſtlos verlaſſen. Ein tſchechiſches Element iſt hier 
alſo nicht mehr vorhanden. Die relative Stärkung des 
Polentums iſt demnach, ſoweit ſie nicht auf die recht beträcht⸗ 
liche Zuwanderung aus Galizlen und Kon⸗ 
greßpolen zurückgeht, auf len des Deutſch⸗ 
tums und des mit dieſem ſympathiſieren⸗ 
den Slonzakentums erfolgt. Die polniſche Nationali⸗ 
tätenſtatiſtik von 1921 und die Mutterſprachenſtatiſtik von 
1931 weiſen folgende Entwicklung auf: 


Bezirk Polen Andere 
1921 1931 1921 1931 
Bielitz Stadt 4600 9800 34 000 25 500 
Bielitz Land 40 400 33 200 11200 9600 
Teſchen 65 600 78 200 7500 3200 
Polniſch⸗-Teſchen 110 600 141 200 34000 25 500 


Bei den „Anderen“ handelt es ſich faſt ausſchließlich um 
Deutſche. Der deutſche Anteil, der vor dem Kriege noch 
etwa ein Drittel der Bevölkerung des ſpäter an Polen ge⸗ 
kommenen Landesteiles ausgemacht hatte, iſt nach Ausweis 
der polniſchen Zählung von 1931 auf etwa ein Sechſtel zu⸗ 
ſammengeſchrumpft. Doch ſind die Angaben der polniſchen 
Zählung (ebenfo wie der tſchechiſchen) zweifellos zu niedrig 
egriffen; immerhin iſt zu bedenken, daß ſich heute das 
üdiſche Element ſowohl diesſeits wie jenſeits der 
Olſagrenze vom Deutſchtum, mit dem es früher zuſammen⸗ 
ging, losgemacht hat. 
Die Slonzaken als entſcheidender Faktor 

Die völkiſchen Verhältniſſe des Teſche⸗ 
ner Landes ſind auch nach der „Bereinigung“, die im 
Anſchluß an die Teilung erfolgte, nochlange nicht zur 
Ruhe gekommen. Es wird, wenn von den volks⸗ 
politiſchen Fragen dieſes Landes die Rede iſt, faſt ſtets nur 
von der Angelegenheit der polniſchen Volksgruppe in 
Tſchechiſch⸗Teſchen geſprochen. Ueber dieſer politiſch im Vor⸗ 
dergrund ſtehenden Angelegenheit wird in der Regel ver⸗ 
geſſen, daß das Teſchener Land beiderſeits der neuen Grenze 
auch noch eine feſtgefügte deutſche Volks⸗ 
gruppe aufweiſt, die auf eine Sieben Jahr⸗ 
hunderte alte glanzvolle Geſchichte zurück⸗ 
blicken kann. Und vergeſſen wird zumeiſt auch, daß es 
dort einmal eine ſlonzakiſche Bewegung gegeben 
hat, die, von der Maſſe der bodenſtändigen Bevölkerung 
getragen, auf dem Wege zum Deutſchtum be⸗ 
griffen war, eine Bewegung, die heute wohl ihre Führer 
verloren hat und vor allem auf polniſcher Seite ſcharf unter⸗ 
drückt wird, die aber durchaus noch nicht tot iſt. Die 
völkiſche Zukunft des Teſchener Landes wird davon ab» 
hängen, ob es den Slonzaken, die neben den Deutſchen die 
eigentlich Heimatberechtigten ſind, gelingen wird, ihre 
Stammesart zu bewahren und ſie gegebenenfalls politiſch zu 
aktivieren. Dr. K. 


Schon im vergangenen Jahre wurde von polnischer 
Seite mehrfach Klage darüber geführt, daß das Deutſche 
Reich mit feinen Zahlungen für den Tranſit⸗ 
verkehr durch den Korridor rückſtändig ſei. Auch 
bei den Wirtſchaftsverhandlungen des vorigen Jahres 
wurde gelegentlich die Möglichkeit einer Auftauung der 
eingefrorenen polniſchen Forderungen aus dem deutſchen 
Tranſit von und nach Oſtpreußen berührt. Es ſtellte ſich 
aber heraus, daß das Deutſche Reich mit Rückſicht auf ſeinen 
Deviſenbeſtand nicht in der Lage iſt, die hohen Beträge, die 
inzwiſchen auf etwa 60 Millionen Zloty aufgelaufen 
ſind, zu überweiſen. Gegenüber der böswilligen Bericht⸗ 
erſtattung gewiſſer polniſcher Blätter muß von vornherein 
klargeſtellt werden, daß hier nicht von einer Ver⸗ 
weigerung der Zahlung, ſondern nur von 
einer Schwierigkeit der Transferierung 
die Rede fein kann. Das hat auch der polnifche Außen⸗ 
miniſter letzthin im Haushaltsausſchuß des Senates aus⸗ 
drücklich betont. 


Deutſcherſeits hat von jeher die Bereitſchaft beſtanden, 
die polniſchen Forderungen aus dem Korridortranſitverkehr 
durch Warenlieferungen oder Dienſtleiſtun⸗ 
gen zu begleichen. Aber polniſcherſeits hat man ſich darauf 
verſteift, Bezahlung in Deviſen zu fordern. Einer⸗ 
ſeits befürchtet man, eine vermehrte Einfuhr deutſcher 
Waren auf dem polniſchen Markt nicht unterbringen zu 
können; und andererſeits braucht man das Geld, um die 
Löcher und ſchadhaften Stellen im Staatsſäckel zu ſtopfen. 
Deutſcherſeits hat man für dieſe polniſchen Hinweiſe volles 
Verſtändnis. Man hat ſich dementſpreckend bemüht, dem 
polniſchen Partner die Lieferung ſolcher Waren vor⸗ 
zuſchlagen, die einerſeits den polniſchen Binnenmarkt nicht 
belaſten und andererſeits ohnehin aus dem Ausland auf 
Kredit eingeführt werden. Leider hat es die polniſche Re⸗ 
gierung vorgezogen, auch von dieſem Angebot keinen Ge⸗ 
brauch zu machen und die betreffenden Aufträge in andere 
Länder zu geben. Mit der Bezahlung in Deviſen aber wird 
es auch weiterhin ſeine Schwierigkeit haben. Dr. Schacht 
gibt nicht mehr, als er hat. 


Auf die ſeit einiger Zeit erfolglos geführten Verhand⸗ 
lungen glaubte man polniſcherſeits, durch die Droſſe⸗ 
lung des deutſchen Tranſitverkehrs durch 
den Korridor einen Druck ausüben zu können. Nach⸗ 
dem bereits vorher einige Warſchauer Senſationsblätter 

das Gerücht verbreitet hatien, daß die deutſche Durchfuhr 
durch den Korridor völlig geſperrt werden würde, 
trat am 7. Februar 0.01 Uhr eine Verordnung des 
polniſchen Verkehr,sminiſters in Kraft, durch 
die der Perſonen⸗ und Güterverkehr 
zwiſchen Oſtpreußen und demübrigen Reich 
erheblich eingeſchränkt wurde. Bis dahin ver⸗ 
kehrten auf den fünf „privilegierten“ Durchgangsſtrecken 
täglich elf Schnellzug⸗ und zwei Perſonenzugpaare. Auf 
Grund der polniſchen Verordnung kamen hiervon fünf 
Schnellzugpaare und ein Perſonengzugpaar 
in Fortfall. Der Durchgangsverkehr auf der Strecke 
Dt.⸗Eylau — Bromberg —Schneidemühl mußte völlig ein⸗ 
geſtellt werden. Ferner wurde der Durchgangsverkehr für 
Sonder⸗ Bedarfs⸗ und Ausflugszüge 
gänzlich geſperrt. Auch im Güterverkehr traten 
weſentliche Beſchränkungen ein. Sie fallen mehr ins Gewicht 
als die Einſchränkungen des Perſonenverkehrs. 

Deutſcherſeits wurden ſofort Gegenmaßnahmen in die 
Wege geleitet. Für die Abwicklung des Perſonen⸗ 
verkehrs zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen Reich wurde 
der ſonſt im Winter ausſetzende „Seedienſt Oſt⸗ 
preußen“ herangezogen, der nicht nur den normalen 
Reiſeverkehr zu unterſtützen, ſondern auch den ſtoßweiſen 
Reiſeandrang, wie die Kraft⸗durch⸗Freude⸗Fahrten, zu be⸗ 
wältigen hat. Der Güterverkehr mußte gleichfalls 
auf den Seeweg umgelenkt werden. Ein aus: 
reichender Schiffspark ſtand zur Verfügung. Um zu ver⸗ 
hindern, daß die durch die Beſchränkung des Durchgangs⸗ 
verkehrs verurſachte ſtärkere Inanſpruchnahme der noch zur 


Verfügung ſtehenden Verkehrsmittel zu einer unerwünſchten 
Preisſteigerung führt, wurde jede Tariferhöhung 
im Oſtpreußenverkehr (von beſtimmten, genehmigungs⸗ 
pflichtigen Ausnahmen abgefehen) verboten. 


Beide Partner haben ein Intereſſe an einer möglichſt 
baldigen Bereinigung dieſes Falles. Und beide Teile ſind 
davon überzeugt, daß der hier beſtehende Meinungsgegen⸗ 
ſatz kein ernſtliches Hindernis für den 
weiteren Ausbau der Beziehungen bilden darf. 
Auf polniſcher Seite fällt es unangenehm auf, daß die Auf⸗ 
merkſamkeit der deutſchen Oeffentlichkeit plötzlich wieder auf 
die Tatſache hingelenkt worden iſt, daß Oſtpreußen in keinem 
territorialen Zuſammenhang mit dem übrigen Reichskörper 
ſteht, und daß auch das Ausland plötzlich wieder vom 
Korridor ſpricht. Man darf hierzu wohl bemerken, daß nicht 
die eingefrorenen 60 Millionen, ſondern die Maßnahmen 
des polniſchen Verkehrsminiſters die ſeit einigen 
Jahren verſtummten Diskuſſionen im Aus⸗ 
land wieder in Fluß gebracht haben. 


Da die Frage des deutſchen Durchgangsverkehrs durch 


den Korridor nun ſchon einmal aufgerollt iſt, iſt die Gelegen⸗ 
heit gegeben, gewiſſe Einzelfragen dieſes Verkehrs zu be⸗ 
ſprechen. Von deutſcher Seite wird z. B. darauf hingewieſen, 


daß die polniſchen Durchgangstarife, die ſeit 
1921 nicht mehr abgeändert worden ſind, unverhälk⸗ 
nismäßig hoch Sind und billigerweiſe 
herabgeſetzt werden müſſen. Auf polniſcher 
Seite ſcheint man ſich mit der Unmöglichkeit. die Beträge für 
den Durchgangsverkehr in Deviſen bezahlt zu erhalten, all⸗ 
mählich vertraut zu machen. Die Kreiſe, die es gerne ſehen 
würden, wenn über der Tranſitfrage die mit dem Gewalt⸗ 
verzichtspakt eingeleitete Politik einer deutſch⸗polniſchen An⸗ 
näherung in die Brüche ginge, befürworten eine weitere 
Droſſelung oder gar völlige Abwürgung des deutſchen Durch⸗ 
gangsverkehrs. In den verantwortlichen polniſchen Kreiſen 
ſcheint man jedoch erheblich nüchterner zu denken. So hieß 
es z. B. in dem dem Miniſterpräſidenten Koscialkowſki 
naheſtehenden „Kurier Poranny“: Es handle ſich nicht 
darum, daß Deutſchland aufhöre, den polniſchen Tranſit zu 
benutzen, ſondern darum, daß es ihn ſich auch weiterhin 
dienſtbar mache, und daß es ihn bezahle. Deutſchland könnte 
an ſich einfach feinen Tranſit durch den Korridor auf Aus⸗ 
nahmefälle beſchränken und ihn auf den Seeweg umleiten, 
der zwar länger und in den meiſten Fällen mit Rückſicht auf 
die Umladekoſten auch koſtſpieliger ſei. Aber das Reich 
würde in einem ſolchen Falle trotzdem ge⸗ 
winnen, weil es einen bedeutenden Betrag 
an Valuten einſparen und zugleich eine 
große Breſche in die polniſche Zahlungs- 
bilanz ſchlagen könnte. Der „Kurier Porannx“ 
macht dann den Vorſchlag, die Forderungen, die Polen aus 
dem Durchgangsverkehr an Deutſchland zu ſtellen hat, mit 
den Beträgen zu kompenſieren, die Polen 
an die deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaften 
zu zahlen hat, die im Frachtverkehr Danzigs und 
Gdingens eine erhebliche Bedeutung beſitzen. Wenn das 
nicht ausreichen ſollte, heißt es dann weiter, hätte Polen 
noch die Möglichkeit, ſich an den in Polen reichlich 
vorhandenen deutſchen Vermögensobjek⸗ 
ten ſchadlos zu halten. Gegenüber dieſem Vorſchlage 
muß feſtgeſtellt werden, daß ein ſolches Vorgehen von pol⸗ 
niſcher Seite naturgemäß ein entſprechendes 
Vorgehen gegen die Vermögensobjekte und 
Forderungen polniſcher Staatsbürger in 
Deutſchland hervorrufen müßte. Vergeltungs⸗ 
maßnahmen pflegen eine Schraube ohne Ende zu ſein. Wer 
ſie anwendet, begibt ſich auf einen Weg, deſſen Ziel er nicht 
abjehen kann. Die Energie, die man auf ſie verwendet, macht 
ſich in den meiſten Fällen wenig bezahlt. Grundſätzlich gilt 
hinſichtlich der Bezahlung des deutſchen Durchgangsverkehrs 
zweierlei: 1. Deutſchland will zahlen, aber es kann 
nicht in Deviſen bezahlen. 2. Deutſchland trägt an 
der territorialen Regelung, aus der die gegenwärtigen 
Schwierigkeiten hervorgegangen ſind, keine Schul d. 
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Am 29. Juni v. Is. hielt General Sosnokowſki auf 
dem „Feſt des Meeres“ in Gdingen eine viel beachtete Rede. 
Er berührte darin u. a. auch die Frage überſeeiſcher 
Kolonien für Polen: „. . . Es iſt ſchwer zu beſtreiten, daß 
alle exotiſchen Programme die Gefahr in ſich bergen, daß 
ſie die Aufmerkſamkeit der Volksgemeinſchaft von dem ab⸗ 
lenken können, was am dringendſten iſt und was im 
eigenen Hauſe vor allem der Erledigung harrt. Und doch 
muß, wenn unſer Staat ſtark und groß werden ſoll, der 
polniſche Gedanke ſtark genug ſein, um über die Meere 
fernen, exotiſchen Gebieten zuzuſtreben. Die Frage der 
Kolonien muß auf die Tagesordnung ge⸗ 
ſtellt werden, im Innern durch die Schaf⸗ 
fung einer ſtarken Strömung der öffent⸗ 
lichen Meinung, nach außen durch die Do⸗ 
kumentierung der Rechte und Bedürfniſſe 
des ſich übervölkernden Polens...“ Seit 
dieſer Rede, in der Sosnokowſki ankündigte, daß Polen ſich 
bei günſtiger Konjunktur mit der Forderung nach über⸗ 
ſeeiſchen Kolonien einſtellen werde, hat ſich auf dem Gebiete 
der Kolonialpolitik der europäiſchen Mächte vieles ereignet. 

Mit Spannung hat Polen die unvermeidlichen 
Rückwirkungen des abeſſiniſchen Konflik⸗ 
tes auf die Frage der Neuverteilung der 
afritanifhen Kolonialgebiete verfolgt. Im 
ſtillen hat es die Hoffnung, daß aus dieſem Konflikt an 
irgendeiner rohſtoffreichen Ecke des ſchwarzen Kontinentes 
ein Fetzen Land für die polniſchen Bedürfniſſe heraus⸗ 
ſpringen werde. Polen hat ſich in der Kolonial⸗ 
frage gleichſam an die Ferſen Deutſchlands 
geheftet. 

Ende Januar gewährte der Führer und Reichs ⸗ 
kanzler einer Vertreterin des „Paris Soir“ eine Unter⸗ 
redung, in deren Verlauf er die Forderung Deutſchlands 
nach Kolonien berührte. Einige Tage darauf kam auch der 
polniſche Außenminiſter Oberſt Beck im Haushalts- 
ausſchuß des Warſchauer Senates auf die Kolonialfrage zu 
ſprechen: „Ich glaube, daß eine neue Konzeption des 
Koloniaiproblems im Reifen begriffen iſt. Sir Samuel 
Hoare hat geſagt, er ſehe die Notwendigkeit und Möglichkeit 
einer internationalen Verſtändigung ſowohl über die Ver⸗ 
teilung der Rohſtoffquellen als auch über die Verwendung 
der menſchlichen Arbeit auf der Welt ein. Der engliſche 
Außenminiſter vertritt den Standpunkt, daß man dies auf 
dem Wege einer friedlichen Verſtändigung verſuchen müſſe. 
In Genf betonte ichinentſprechender Form, 
daß wir uns vorbehalten, auf dieſe Frage 
in Zukunft zurückzukommen. Bei der Behand⸗ 
lung dieſes Problems auf dem Wege der internationalen 
Verſtändigung wird unfer Staat ſelbſtverſtändlich die 
gleichen Rechte und die gleichen Möglichkeiten haben, ſeine 


übereingekommen, dieſe Gebiete England nur als Mans 


Intereſſen zu befriedigen.“ Daraus geht hervor, 
daß Polen in der Kolonialfrage auf Genfer 
Boden bereits vorgefühlt hat. Es iſt jedenfalls 
damit zu rechnen, daß Polen in dem Augenblick, in dem 
dieſe Frage aufhören wird, lediglich eine Angelegenheit der 
Propaganda und theoretiſcher Erörterungen zu ſein, ebenſo 
wie Deutſchland und Italien mit präziſierten Forderungen 
hervortreten wird. j 


Anfang Februar festen ſich im engliſchen Unterhaus 
einige Abgeordnete für eine Aufrollung der Kolonialfrage 
ein. Lloyd George führte aus: Er ſei nicht dafür, daß Teile 
des britiſchen Weltreiches fortgeſchenkt würden. Aber er 
behaupte, daß die durch den Vertrag von Ver⸗ 
ſailles Deutſchland genommenen Gebiete 
nicht als Beſitzungen an die betreffenden 
Mächte verteilt worden ſeien, ſondern daß das Recht, 
über ſie zu verfügen. beim Völkerbund liege. Jedenfalls 
befänden ſich dieſe Gebiete in einer anderen Rechtslage als 
die übrigen Beſitzungen des britiſchen Reiches. Man ſei 
date und nicht als geſetzlichen Beſitz zu übergeben. Er 
glaube nicht, daß es Frieden in der Welt geben werde, ehe 
nicht die Frage einer Neuverteilung der Mandate erwogen 


worden ſei. Einige Tage darauf jedoch erklärte der englische 


Kokoniakminiſter Thomas in eindeutiger Form, das 
England zu einer Neuverteilung des Kolonialbeſitzes keinen 
Beitrag zu leiſten gedenke, und daß die britiſche Regierung 
die Uebertragung irgendwelcher britiſcher Kolonial-, Man⸗ 
dats⸗ oder Protektoratsgebiete an andere Mächte weder 
erwogen habe noch erwäge. 


Insgeheim ſcheint man in London daran zu denken, die 
Kolonialforderungen der rohſtoffarmen, übervölkerten euro⸗ 
päiſchen Staaten für den Fall, daß ſie ſich eines Tages doch 


nicht fo einfach beifeite ſchieben laſſen ſollten, auf den 


Beſitz anderer Staaten, etwa Portugals 
oder Hollands, abzulenken. Doch ergibt ſich 
aus der ganzen Lage der Dinge, daß ſich die 
Frage einer Neuverteilung der kolonialen 
Rohſtoffgebiete und Abſatz märkte in erſter 
Linie auf die ehemals deutſchen Kolonial- 
gebiete bezieht. Dieſe Tatſache gibt der polniſchen 
Forderung nach überſeeiſchen Veſitzungen eine beſondere 
Note. Es verſteht ſich von ſelbſt. daß, wenn dieſe An⸗ 
gelegenheit einmal aufgerollt wird, der ehemalige und 
rechtmäßige Beſitzer, alſo Deutſchland, ein wohl⸗ 
begründetes Recht darauf hat, daß ſeine 
Kolonialforderungen vordringlich berück⸗ 
ſichtigt werden. Denn ſchließlich wäre das Unrecht 
des Kolonialraubes nicht dadurch geheilt, daß dritte Mächte 
den Raub anderweitig verteilen. 


Danzig nach dem Genfer Bericht 


Als Senatspräſident Greiſer nach Genf fuhr, ſtanden 
die Zeichen auf Sturm: Der Völkerbundskommiſſar Leſter 
hatte zu einem großen Schlag gegen die nationalſozialiſtiſche 
Regierung der Freien Stadt ausgeholt. Die in Genf ver⸗ 
ſammelten Mächte, mit Eden und Litwinow an der Spitze, 
waren entſchloſſen, das kleine Danzig ihre erdrückende 
Uebermacht fühlen zu laſſen. Die oppoſitionellen Partei⸗ 
funktionäre in Danzig hatten einigen Grund, ſich nahe am 
Ziel ihrer Wünſche zu glauben. Aber ſchließlich verliefen die 
Dinge in Genf doch weſentlich anders, als dieſe Leute es ſich 
vorgeſtellt hatten. Das Ergebnis war ein Bericht des 
Völkerbundsrates, der ſich in ſeinen Schlußfolgerungen 
darauf beſchränkte, der Danziger Regierung in einigen 
Einzelfragen (hinſichtlich des Ehrenſchutzes der nationalen 
Verbände, der Strafrechtsreform uſw.) gewiſſe Vorſchriften 
zu machen und im übrigen in einigen unklaren Sätzen, die 
das Verhältnis des Völkerbundes und Polens zu Danzig 
betrafen, verſuchte, das Preſtige des Rates und ſeines 
Danziger Exponenten zu wahren. Der in Genf ur⸗ 
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ſprünglich verfolgte Plan eines ſchroffen 
Diktates wurde fallen gelaſſen. 

Das war nicht zuletzt der Erfolg der energiſchen Haltung 
des Senatspräſidenten, der es verſtand, die in Genf maß⸗ 
gebenden Leute davon zu überzeugen, daß der Verſuch, der 
Freien Stadt ein Diktat aufzuerlegen, eine ausge⸗ 
ſprochene Kampfſtellung der Danziger Be⸗ 
völkerung gegen den Völkerbund hervor⸗ 
rufen müſſe. Greifer gab zu verſtehen, daß er unannehm⸗ 
bare Forderungen mit ſeiner ſofortigen Abreiſe aus Genf 
beantworten werde. Er kündigte an, daß er in einem ſolchen 
Falle von ſeinem Poſten mit der ausdrücklichen Begrün⸗ 
bung zurücktreten werde, daß Genf die Arbeit einer aufbau⸗ 
willigen Regierung in Danzig unmöglich mache. Er ver⸗ 
wies darauf, daß dann in Danzig u. U. Neuwahlen 
ſtattfinden würden, die die NSDAP in die ausfichispolle 
Lage verſetzten, mit der Parole: Gegen den 
Völkerbund! in den Wahlkampf zu gehen. Und ſchließ⸗ 
lich teilte er mit, daß er bereits jetzt die Zuſicherung der 


höchſten Stellen der NSDAP im Reiche beſitze, ſich für 


einen etwaigen neuen Wahlkampf in Danzig rückhaltlos zur 
Verfügung zu ſtellen. 


Gegenüber dieſer ebenſo einfachen wie überzeugen⸗ 
den Beweisführung des Senatspräſidenten wurden die 
anfangs ſo ſtarken Männer von Genf weich in den Knien. 
Denn ſchließlich wäre eine Volksabſtimmung unter einer 
ſolchen Parole für eine Einrichtung wie den Völkerbund 
wohl das Peinlichſte, was ihr zuſtoßen könnte. Der Völker⸗ 
bund hat allen Grund, die nationalſozialiſtiſche Regierung 
der Freien Stadt nicht noch weiterhin durch ſeinen Kom⸗ 
miſſar provozieren zu laſſen. (In Polen wird man übrigens 
gut daran tun, dieſe Feſtſtellungen entſprechend auch auf 
ſich anzuwenden.) Es läge in ſeinem wohlverſtandenen 
Intereſſe. feinem Kommiſſar für die Zukunft eine weit» 
gehende Zurückhaltung in den Fragen der Danziger Innen⸗ 
politik anzuempfehlen. 


Die nationalſozialiſtiſche Regierung der Freien Stadt 
kann ſich niemals damit einverſtanden erklären, daß irgend⸗ 
ein Kommiſſar unter dem Vorwand, für die Erhaltung der 
angeblich bedrohten Verfaſſung eintreten zu müſſen, in 
Janzig eine Art Nebenregierung aufrichtet. Die Regierung 
hat zu erkennen gegeben, daß ſie nach der Genfer Tagung 
nach wie vor dazu entſchloſſen iſt, den ſtaatsfeindlichen 
Varteifunktionären der Danziger Oppaſition eine Behand⸗ 
lung zuteil werden zu laſſen, wie fie von den verant⸗ 
wortungsbewußten Regierungen aller Staaten derarti⸗ 
gen Elementen gegenüber angewandt wird. Die Vorgänge, 
die ſich in Genf hinter den Kuliſſen abgeſpielt haben, geben 
ihr hierzu mehr denn je das moraliſche Recht. Senats⸗ 
präſident Greiſer hat in ſeinem Rechenſchaftsbericht, den er 
am 31. Januar in drei Maſſenkundgebungen vor der 
Danziger Bevölkerung abgelegt hat, über einige ſehr be⸗ 
zeichnende Einzelheiten der Genfer Kuliſſenarbeit 


der Oppolitionafunktionäre berichtet: Diele 


Leute haben es fertig gebracht, ſich an einflußreiche Kreiſe 
des Völkerbundes mit dem Erſuchen zu wenden, entgegen 
dem rechtskräftigen Urteil des Danziger Obergerichtes die 
Volkstagswahlen vom April v. Is. für ungültig erklären 
und die dann notwendigen Neuwahlen unter dem 
„Schutz“ einer vom Völkerbund zu entſen⸗ 
denden internationalen (alſo wobl einer 


polniſchen) Polizeitruppe ſtattfinden zu laſſen. Sie 


haben ihre Genfer Gönner weiter gebeten, dafür zu ſorgen, 
daß die Danziger Regierung durch einen Machtſpruch des 
Völkerbundes geſtürzt und durch ein — natürlich aus 
Gegnern des Nationalſozialismus beſtehendes — „Direk⸗ 
torium von Köpfen“ erſetzt werde, an deſſen Spitze e.n 
beſonderer Vertrauensmann des Völkerbundes geſetzt 
werden ſolle. 

Dieſe Bitten blieben jedoch unerfüllt, weil die. an 
die ſie gerichtet waren, wohl das richtige Empfinden gehabt 
aben mögen, daß ihre Erfüllung den geſamten Fragen⸗ 
omplex des Danziger Statutes aufgerollt hätte. Wenn die 
Oppoſitionsfunktionäre wirklich ſo feſt davon überzeugt ſind, 
daß fie die Mehrheit der Bevölkerung hinter ſich haben, wie 


ſie es ſeit Monaten in ihrer Preſſe verkünden, dann kann 


man ſich nur darüber wundern, daß ſie ſich "bisher: noch 
immer nicht dazu zu entſchließen vermochten, die ihnen zur 


Herbeiführung von Neuwahlen zur Verfügung ſtehenden 
verfaſſungsmäßigen Mittel des Volksbegehrens und 


des Volksentſcheides anzuwenden. Sie haben ſich 
nicht deshalb an den Völkerbund gewandt, weil ſie kein 
anderes Mittel mehr haben, um zu ihrem vermeintlichen 
Recht zu gelangen, ſondern weil ſie im tiefſten Innern 
davon überzeugt find, daß fie die Mehrheit der Danzige⸗ 
Bevölkerung nicht hinter ſich haben. Auch für ſie iſt das 
Wort des Führers beſtimmt: „Wer heute noch gegen 
uns iſt, ift gegen Deutſchland.“ 


Oſtland⸗ Chronik 


Wirtſchaftsbeſprechungen mik Litauen 

Auf den wiederholt geäußerten Wunſch von litauiſcher 
Seite ſind zwiſchen der Reichsregierung und der litauiſchen 
Regierung Beſprechungen über die Ausgeſtal⸗ 
tung des beiderſeitigen Warenverkehrs 
aufgenommen worden. Für das Deutſche Reich iſt die Vor⸗ 
ausſetzung zur Aufnahme der Beſprechungen die Anbah⸗ 
nung normaler Verhältniſſe im Memel⸗ 
gebiet geweſen. In dem Augenblick, in dem ſich dort ein 
Rückſchlag bemerkbar machen oder eine Behinderung der 
Arbeit des deutſchen Direktoriums und des Landtages ein⸗ 
treten ſollte, werden die Beſprechungen von deutſcher Seite 
ſofort wieder abgebrochen und wird der Wirtſchaftskampf 
gegen Litauen rückſichtslos fortgeſetzt werden. Es bleibt 
dabei, daß ſich das Verhältnis des Deutſchen 
Reiches zu Litauen nach der Politik richtet, 
die die litauiſche Regierung im Memel⸗ 
gebiet verfolgt. Entſprechendes gilt auch im Ber» 
hältnis zu Lettland und anderen Staaten. 


Litauen baut ſich einen eigenen Hafen 

Wie der „Oſt⸗Expreß“ meldete, arbeitet das litauiſche 
Verkehrsminiſterium ſeit Jahren am Ausbau eines 
Hafens an der litauiſchen Oſtſeeküſte. Es 
handelt ſich um den nahe der lettländiſchen Grenze gelegenen 
Fiſchereihafen Schwentoji. Die däniſche Baufirma 
Hojgard und Schulz, die auch am Ausbau des Gdingener 
Hafens weſentlich mitgewirkt hat, hat an dieſem Hafen im 
Laufe der letzten Jahre verſchiedene Erweiterungsbauten 
durchgeführt, ſo daß Schwentoji im Notfall jetzt auch den 
Anforderungen eines Handelshafens für 
Litauen gewachſen wäre. Auf einer kürzlich in Kauen 
veranftalteten Tagung litauiſcher Bauingenieure wurde be⸗ 


ſchloſſen, neben dem Hafen eine moderne Stadt an⸗ 


zulegen. Mit der Ausarbeitung eines entſprechenden 
Planes iſt man bereits beſchäftigt. Litauen will ſich dem⸗ 
nach fein „Gdingen“ bauen; es ſorgt anſcheinend für den 
Fall vor, daß Memel einmal nicht mehr innerhalb der 
klitauiſchen Hoheitsgrenzen liegen ſollte . „ j 


ftreistagswahlen im Memelgebiet . 
Am 24. Februar finden in den drei Landkreiſen des 
Memelgebietes, Heydekrug, Pogegen und Memel, die 


Neuwahlen der Kreistage ſtatt. Den zuſtändigen 


Wahlkommiſſaren ſind nicht weniger als 42 Liſten ein⸗ 
gereicht worden, von denen allein 27 auf den Kreis Heyde⸗ 
krug entfallen. Der litauiſche Kriegskomr. andant 
hat einer ganzen Reihe der von memeldeutſcher Seite auf⸗ 
geſtellten Kandidaten das aktive und paſſive 


Wahlrecht entzogen, weil fie früher einer der an⸗ 


geblich „ſtaatsfeindlichen“ Parteien von Saß und Neumann 
angehört haben. So darf z. B. der Gutsbeſitzer Schulze 
in Miſcheiken, der jetzt kommiſſariſcher Landrat des Land⸗ 


kreiſes Memel iſt, weder wählen noch gewählt werden: 


Deulſch⸗polniſche Beſuche 

Am 8. Februar hielten ſich 50 Bergleute aus den 
polniſchen Kohlenrevieren zu Beſuch in 
Beuthen D/S auf. Ihr Beſuch galt vor allem dem 
Studium des Rettungs- und Unfallweſens im deutſch⸗ 
oberſchleſiſchen Bergbau. Die Gäſte legten am Ehrenmal in 
der Beuthener Schrotholzkirche einen Kranz nieder. 


Vom 13. bis zum 18. Februar führt die polniſche Jung⸗ 
juriſtenvereinigung Kada Naczelna in Verbindung mit dem 
Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten eine Stu⸗ 
dienfahrt polniſcher Jungjuriſten durch 
Deutſchland durch. An der Fahrt nehmen etwa 80 
polniſche Referendare und Studenten teil. In Dresden 
werden die Gäſte vom Oberbürgermeiſter begrüßt. Gar⸗ 
miſch⸗ Partenkirchen wird ein Beſuch abgeſtattet: 
dort nehmen die Gäſte u. a. an der Schlußfeier der olym⸗ 
piſchen Winterſpiele teil. Die Fahrt findet ihren Abſchluß in 
Berlin, wo im Haus der Deutfchen Rechtsfront ein 
Kameradſchaftsabend ſtattfindet, bei dem Reichsminiſter 
Dr. Frank die Gäſte begrüßt. 


Reichsminiſter Dr. Frank hielt am 12. Februar in 
Warſchau auf Einladung polniſcher Juriſten einen Vor⸗ 
trag über das neue Deutſchland. 
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Mitte Februar finden die alljährlichen Repräſen⸗ 
tationsjagden des polniſchen Staatspräſi⸗ 
denten ſtatt. An ihnen nimmt auch Miniſterpräſident 
Göring teil. Auch der Danziger Senatspräſident 
Greiſer gehört zu den Gäſten. Wie ſchon im vergan⸗ 
genen Jahre, ſo werden auch diesmal von einem Teil der 
polniſchen Preſſe an den Jagdbeſuch der beiden deutſchen 
Staatsmänner allerlei Gerüchte über eine weitere Aus⸗ 
geſtaltung der deutſch-polniſchen Beziehungen geknüpft. 

In Berlin finden im Laufe des Monats Februar 
wiederum deutſch⸗polniſche Wirtſchaftsbe⸗ 
ſprechungen ſtatt. Sie beziehen ſich auf die Regelung 
des deutſch⸗polniſchen Warenverkehrs im Monat März. 

Unter Leitung eines Univerſitätsprofeſſors traf eine 
Abordnung Krakauer Studenten und Studentinnen 
zu einem mehrtägigen Beſuch in Breslau ein, der dem 
Zweck diente, die polniſchen Gäſte mit dem Ideengut und den 
Einrichtungen des Dritten Reiches bekannt zu machen. Im 
Vordergrund ſtand ein Beſuch des Arbeitsdienſtlagers m 
Zobten. Das einfache, aber diſziplinierte Lagerleben der 
deutſchen Jungen hinterließ bei den Gäſten einen aus⸗ 
gezeichneten Eindruck. 


16 410 deutſche Kinder Kongreßpolens ohne deulſchen 
Ankerricht 

In den fünf Zentralwojewodſchaften 
Warſchau, Lublin, Lodz, Kielce und Vialyſtok wachſen nicht 
weniger als 16 410 deutſch Kinder ohne jeg⸗ 
lichen deutſchen Unterricht auf. Von dem weit 
verzweigten Netz der deutſchen evangeliſchen Kantorats⸗ 
ſchulen, die in mehreren hundert der kinderreichen deutſchen 
Kolonien beſtanden, iſt faſt nichts übrig geblieben. In den 
meiſten ſtaatlichen Schulen iſt der deutſche Unterricht für 
die deutſchen Kinder völlig weggefallen. Ein gut Teil der 
deutſchen Kinder wächſt in der allerchriſtlichſten polniſchen 
Republik auch ohne jeden Religionsunterricht 
auf. In den fünf genannten Wojewodſchaften haben 
6364 deutſche Kinder keinen Religions⸗ 
unterricht. Sie beſuchen Schulen, an denen es keinen 
evangeliſchen Lehrer gibt. Bei der meiſt weiten Entfernung 
der Kolonien vom nächſten Kirchdorf iſt es auch nicht ohne 
weiteres möglich, daß andere beamtete Kräfte den Re⸗ 
ligionsunterricht erteilen. Mit Freuden wurde ſeinerzeit 
von den evangeliſchen Eltern in Kongreßpolen die Ver⸗ 
fügung begrüßt, wonach im Zuſammenhang mit dem Re⸗ 
ligionsunterricht ſoviel Schreib⸗ und Leſeunterricht erteilt 
werden dürfe, als nötig iſt, um das evangeliſche Kind in die 
Sprache der Bibel, des Geſangbuches und des Katechismus 
einzuführen. Leider hat dieſer „Spracherlaß“ aber 
vielfach noch keine Anwendung gefunden, ſo daß die Kinder 
durch die mangelnde Kenntnis der Mutterſprache auch dem 
Religionsunterricht nicht genügend folgen können — was 
die polniſche Propaganda natürlich nicht hindert, den Erlaß 
als einen Beweis der polniſchen „Toleranz“ zu zitieren. 


Brutaler Ueberfall auf Deutſche 

Der Zweigverein Domb des Katholiſchen Deut⸗ 
ſchen Frauenbundes veranſtaltete am 2. Februar in 
Zalenze (Oſtoberſchleſien) ein Faſchings vergnügen. 
Kaum war die Veranſtaltung eröffnet worden, als vier 
Männer im Saal erſchienen und in polniſcher Sprache das 
Spielen der polniſchen Nationalhymne ver⸗ 
langten. Um die läſtigen Burſchen loszuwerden, tat man 
ihnen den Gefallen. Bald nachdem ſich dieſe erſten un⸗ 
gebetenen Gäſte entfernt hatten, wurden neue Verſuche 
gemacht, die deutſche Veranſtaltung zu ſtören. 
Vor dem Saal verſammelte ſich ein Rudel von Leuten, die 
fortgeſetzt die Türen aufriſſen, an die Fenſter ſchlugen und 
Droh⸗ und Schmährufe brüllten. Da der Vorſtand des 
Frauenbundes weitere Zwiſchenfälle vorausſah, erbat er 
polizeilichen Schutz, der auch gewährt wurde. Das Ver⸗ 
gnügen konnte dann, ſolange die Polizei dabei war, fort⸗ 
geführt werden. Kaum aber hatten ſich die Beamten, die die 
Störenfriede vertrieben zu haben glaubten, wieder entfernt, 
als auch ſchon wieder acht bis zehn Kerle in den Saal ein⸗ 
drangen. Sie beläſtigten und beſchimpften die Deutſchen 
und forderten ſie unter Drohungen auf, ſofort den Saal zu 
verlaſſen. Auch den Gaſtwirt beſchimpften fie, weil er es 
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Volk, die Deutſchen hielten ſich für ein Herrenvolk. 
einen hätten ihren Stammesgott Jehova. die anderen ihren 


gewagt hatte, Deutſche in feinen Räumen aufzunehmen. Die 
Vorſitzende des deutſchen Verein, Frau Bannert, wurde 
von den Rohlingen mit Füßen getreten. Auch wurde 
ihr gedroht, daß man ihr den Schädel einſchlagen werde. 
Da ſich inzwiſchen noch weiteres polniſches Geſindel ein⸗ 
gefunden hatte, mußte das Vergnügen ab⸗ 
gebrochen werden, und die Teilnehmer verſuchen, mög⸗ 
lichſt unbehelligt nach Hauſe zu kommen. Doch wurde ihnen, 
als ſie das Gaſthaus kaum verlaſſen hatten, die Straße 
verſperrt. Eine größere Bande von Polen fiel über lie 
her. Auf die deutſchen Männer, Frauen und 
Kinder wurde eine förmliche Hetzjagd ver⸗ 
anſtaltet. Es gab zahlreiche Verletzte. Am ſchlimmſten 
wurde der deutſche Steiger Roſowſki zugerichtet, der von 
mehreren Polen angefallen und beſinnungslos ge⸗ 
ſchlagen wurde. Mehrere andere Deutſche wurden durch 
Meſſerſtiche und Schläge mit Knüppeln und 
anderen Gegenſtänden erheblich verletzt. Als Anführer der 
polniſchen Bande wurde ein gewiſſer Tomanet erkannt, 
der beim Kattowitzer Magiſtrat angeſtellt ſein ſoll. Bei den 
Teilnehmern an dem Ueberfall ſcheint es ſich in der Haupt⸗ 
ſache um Mitglieder des Aufſtändiſchen verbandes 
gehandelt zu haben. Einige Tage nach dem Ueberfall 
wurden verſchiedenen Mitgliedern des Vereins anonyme 
Drohbriefe ins Haus geſchickt. In einem an die Vorſitzende, 


Frau Bannert, gerichteten Briefe heißt es, daß ſie wegen 
ihrer „falſchen Ausſagen“ über den Ueberfall noch zur 


Rechenſchaft gezogen und „mitſamt ihrem Verein 
in Stücke zerhackt“ werden würde. In einem anderen 
Brief iſt dem Empfänger angekündigt worden, daß er noch 
wie ein Hund unterm Zaun verrecken“ würde⸗ 
Dieſe Briefe ſind mit einem Totenkopf und der Unterſchrift 
„Es lebe Polen!“ verſehen. 


Der „Kurier Poznanski“ beleidigt das deufjche Volk 

Wer wiſſen will, wie das amtliche Polen ſich 
gegenwärtig zu Deutſchland verhält, kann ſich darüber in 
der „Cazeta Polska“ orientieren. Wer aber erfahren will, 
was die polniſche Oeffentlichkeit über Deutſch⸗ 
land denkt, wird ſich mehr an die Aeußerungen derjenigen 
Zeitungen halten, die in der Wahl ihrer Worte durch 
keine unmittelbare politiſche Verantwortlichkeit beein⸗ 
trächtigt ſind. Da iſt z. B. der „Kurier Poznanski“, den man 
trotz ſeiner geringen Auflage in der Haltung, die er gegen⸗ 
über Deutſchland einnimmt, als typiſch für die Auffaſſung 
weiter Kreiſe der polniſchen Oeffentlichkeit anſprechen kann. 
Dieſes nationaldemokratiſche Blatt hat am 2. Februar einen 
Artikel von einem gewiſſen Stanislaus Pienkowſki 
veröffentlicht, in dem dieſer Deutſchtum und Juden⸗ 
tum miteinander zu vergleichen verſucht. Wenn es, ſo 


ſchreibt Pienkowſki da, zwiſchen den Deutſchen und den 


Juden auch keine Aehnlichkeit gebe, ſo ſei zwiſchen beiden 
doch „eine nahe und intereſſante geiſtige Verwandtſchaft“ 
vorhanden. Die Juden bezeichneten ſich als das 195 5 
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Deutſchen Gott. Beide ſeien von Größenwahn befallen. 
Wenn auch auf verſchiedenen Wegen und mit verſchiedenen 
Mitteln, ſo ſuche doch jedes der beiden Völker „mit ſtarkem 
Glauben an die Größe und Genialität ſeiner Raſſe“ die 
Welt zu unterjochen. Das mache beide Völker zu einer 
gleich großen Gefahr für die Ziviliſation. Der deutſche 
Geiſt mit feinen Siftgafen ſei nicht milder als der jüdiſche 
mit ſeinen bolſchewiſtiſchen Revolutionen. Beide Völker 
ſeien von Haß und Verachtung für alles Fremde erfüllt. 
Gemeinſam ſei beiden das Fälſchen der wiſſenſchaftlichen 
Wahrheit. Die Juden hätten die Kunſt, Texte zu fälſchen, 
hoch entwickelt, und die Deutſchen uhmten jetzt ihr Beiſpiel 
nach, indem ſie die Geſchichte, die Ethnographie, die Anthro⸗ 
pologie, die Archäologie uſw. fälſchten, um ihre imperia⸗ 
liſtiſchen Ziele durchzuſetzen ... Man kann dieſen „Ver⸗ 
gleich“ nur als eine infame Verleumdung des 
deutſchen Volkes bezeichnen Es kommt dem 
Verfaſſer offenbar darauf an, zu verhindern, daß der 
energiſche und folgerichtige Kampf des deutſchen Volkes 
gegen die zerſetzenden Kräfte des Judentums in der 
polniſchen Oeffentlichkeit irgendwelche Sympathien für 
Deutſchland erweckt. Es iſt ſehr nützlich, ſolche Stimmen zu 


hören. Sie find geeignet, die deutſche Oeffentlichkeit zu einer 


nüchternen und zurückhaltenden Bewer⸗ 
tung des polniſchen Paktpartners zu er» 
ziehen. 


Adam Koc — Präfident der Bank Pokſki 
Der bisherige Präfident der Bank Polſki, 
Dr. Wroblewſki, iſt zurückgetreten. Zu feinem Nach⸗ 
folger wurde der bisherige Staatsſekretär im Warſchauer 
Finanzminiſterium, Oberſt Adam Koc, beſtellt. Wroblewſki 
I angeſichts des fortgeſetzten Rückganges des polniſchen 
usfuhrüberſchuſſes und der anderen Aftivpoften der pol⸗ 
niſchen Zahlungsbilanz in letzter Zeit eine vorſichtige Be⸗ 
ſchränkung des Deviſenverkehrs nach dem Muſter Deutſch⸗ 
lands und anderer Staaten befürwortet, hat mit dieſer Auf⸗ 
faſſung jedoch nicht durchdringen können. Oberſt Koc gilt 
als ein Anhänger der Auffaſſung, daß es trotz aller Ver⸗ 
ſchlechterungen der Zahlungsbilanz auch in Zukunft noch 
möglich ſein wird, den freien Zahlungsverkehr 
ohne Gefahr für die Stabilität der polni⸗ 
ſchen Währung aufrecht zu erhalten, alſo ohne 
Deviſenbewirtſchaftung auszukommen. Er gehört der 
Oberſtengruppe an, als deren finanzpolitiſcher Ex⸗ 
ponent er ſich neben Oberſt Matuſzewſki einen Namen ge⸗ 
macht hat. Er hat in den letzten Jahren die polniſche Res. 
gierung wiederholt bei wichtigeren Kreditverhandlungen mit 
ausländiſchen Kapitalgruppen vertreten. 


„polnifhe Radikale Partei“ 

Schon im vorigen Jahr war gelegentlich davon die 
Rede, daß in Polen endlich mit dem Parteiweſen Schluß 
gemacht werden ſolle. Nachdem ſich im Spätherbſt der 
„Unparteiliche Block für die Zuſammenarbeit mit der Re⸗ 
gierung“, der ſogenannte Sanlerungsblock, ſelbſt aufgelöft 
hatte, war man der Meinung, daß dieſer Schritt nur der 
Beginn einer allgemeinen Auflöſung der politiſchen Par⸗ 
teien in Polen ſein werde. Die Dinge haben ſich bisher 
jedoch gang anders entwickelt. Es find nicht nur die be⸗ 
ſtehenden Oppoſitionsparteien nicht verſchwunden, ſondern 
aus der Erbmaſſe des alten Sanierungsblockes begannen ſich 
verſchiedene neue politiſche Gruppen zu bilden. Zu dieſen 
gehört die vor kurzem ins Leben gerufene „Polniſche 
Radikale Partel“, zu deren Führern der ehemalige 
polniſche Botſchafter in Washington, Titus Filipowicz, 
gehört. Filipowiez trat im vergangenen Jahre, als die 
Frage der Regierungsumbildung akut wurde, mit einem 
Wirtſchaftsprogramm vor die Oeffentlichkeit und gründete, 
als er bei der Regierung Koscialkowſki keinen Anklang fand, 
Ende vergangenen Jahres eine „Liga der wirtſchaftlichen 
Wiedergeburt Polens“, durch die er ſeine wirtſchaftlichen 
und antiſemitiſchen Ideen zu propagieren verſuchte. Jetzt 
gehört er, wie erwähnt, zu den Führern der „Polniſchen 
Radikalen Partei“, die in ihrem vorläufig als Halbmonats⸗ 
ſchrift erſcheinenden Organ „Nowe Drogi“ ihr umfangreiches 
Programm mitgeteilt hat. 


Das Programm verlangt eine Reformder Wahl⸗ 
ordnung vom vorigen Jahr, die Wiederherſtellung der 
Unabhängigkeit des Richterſtandes, die Wie⸗ 
deraufrichtung einer wirklich ſelbſtändigen territorialen 
Selbſtverwaltung, alſo in der Hauptſache wohl eine 
Abſchwächung des autoritären Regierungsſyſtems. Das 
Programm verlangt weiter die Entjudung des öf⸗ 
fentlichen und geiſtigen Lebens in Polen, 
die Förderung der jüdiſchen Auswanderung aus Polen und. 
die Schaffung eines ausreichenden Koloniſationsgebietes für 
die aus Polen abwandernden Juden. In wirtſchaftlicher 
Hinſicht werden folgende Grundſätze vertreten: Es ſollen 
große öffentliche Arbeiten, vor allem ſolche, die der 
Landesverteidigung dienen, wie Straßen: und Eiſenbahn⸗ 
bauten, in Angriff genommen werden. Der landwirtſchaft⸗ 
liche Großgrundbeſitz ſoll gegen „angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung“ enteignet werden. Der Staat ſoll alle für die 
Landes verteidigung wichtigen Induſtrie⸗ 
unter nehmungen in eigene Regie übernehmen. Die 
Goldparität von 1927 foll aufrechterhalten und Maß: 
nahmen gegen die Schrumpfung des Gold⸗ 
und Deviſenbeſtandes ſollen ergriffen werden. Das 


Ziel der Wirtſchaftspolitik ſoll die Herſtellung der wirtſchaft⸗ 


lichen Autarkie Polens ſein. Als die drei Grundlagen 
des Programms werden bezeichnet: Chriſtliche Ethik, na⸗ 
tionales Polen auf demokratiſcher Grundlage und ſozialer 
Radikalismus. 


Es wurden ernannt 


Der bisherige polniſche Generalkonſul in Königs» 
berg i. Pr., Marchlewſki, iſt ins Warſchauer Außen⸗ 
miniſterium berufen worden. Sein Nachfolger iſt noch nicht 
ernannt. Der Poſten des polniſchen Generalkonſuls 
in Berlin bleibt vorerſt unbeſetzt. — Zum Preſſe⸗ 
attaché der polniſchen Botſchaft in Berlin 
wurde an Stelle des ins Warſchauer Außenminiſterium 
berufenen Dr. Kirkien der bisherige i der 
polniſchen Botſchaft in Rom, Dr. Wnorowſki, ernannt. 
— Der langjährige deutſche Geſandte in Reval, Reine 
beck, wurde zum Generalkonſul in Poſen ernannt. 
Es iſt zu hoffen, daß es dem neuen Vertreter des Reiches in 
der ehemaligen Provinzhauptſtadt gelingt, mit den dortigen 
Deutſchen engere Beziehungen zu unterhalten, als ſie ſein 
Vorgänger gepflegt hat. ö 
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Ankrag auf Schächiverbot im Seyne 

Unter den polniſchen Juden hat ein Antrag der Sejm⸗ 
abgeordneten Frau Pryſtor, der Gattin des ehemaligen 
Miniſterpräſidenten und jetzigen Senatsmarſchalls, eine 
begreifliche Erregung hervorgerufen. In dem Antrag wird 
das geſetzliche Verbot der rituellen Schlachtun⸗ 
gen gefordert. Begründet wird dieſer Antrag u. a. Damit, 
daß die rituelle Schlachtung die Fleiſchpreiſe mit erheblichen 
Mehrkoſten belaſte, daß die Schächtung dem geſunden 
Volksempfinden, das eine möglichſt ſchmerzloſe Tötung der 
Schlachttiere verlangt, widerſpreche, und daß dieſe barba⸗ 
riſche Tierquälerei 3. B. in Deutichland. ſchon durch Geſetz 


verboten ſei. Auf einer in Warſchau abgehaltenen Rabe 


binertagung wurde gegen dieſen Antrag Einſpruch 
erhoben. Es wurde beſchloſſen, am 7. Februar ein all⸗ 
gemeines Faſten der Juden durchzuführen und eine Abord⸗ 
nung des Rabbinerverbandes zum Miniſterpräſidenten zu 
ſchicken, um dort gegen die geplante Verletzung der 
„religiöſen“ Gefühle des Judentums zu proteſtieren. 
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Esden-Tempfki 7 

In Thorn ſtarb am 20. Januar im Alter von 47 Jahren 
der langjährige Präſident der Pommerelliſchen Landwirte 
ſchaftskammer, Esden⸗Tempſki. Er wurde in Stras⸗ 
burg (wWeſtpreußen) geboren, beſuchte in Berlin das 
franzöſiſche Gymnaſium und ſtudierte an der dortigen 
Univerſität Volkswirtſchaft. Er war Aſſiſtent an der Berliner 
Landwirtſchaftlichen Hochſchule und ſpäter an der Univerſi⸗ 
tät Breslau. Während des Krieges fand er bei der 
deutſchen Beſatzungsbehörde in Kongreßpolen Verwendung. 
Im Jahre 1919 wurde er zum Delegierten beim Oberſten 
Volksrat in Polen und bald darauf von Pilſudfki zum 
Präſidenten der Pommerelliſchen Landwirtſchaftskammer 
ernannt. Er nahm von polniſcher Seite an der Uebergabe 
Pommerellens und 1922 an der Uebergabe Oberſchleſiens 
teil. Er war Inhaber deutſcher, franzöſiſcher und polniſcher 
Orden und Vorſitzender der polniſchen Delegation für die 
Gemiſchte Danzig⸗polniſche Kommiſſion. 


Die Warſchauer Altjtadt in Gefayr 

Die Warſchauer Altſtadt iſt in Gefahr! Dieſer kultur⸗ 
geſchichtlich intereſſanteſte Teil der Landeshauptſtadt, der 
ſich um den Alten Markt gruppiert, iſt vom Verfall 
bedroht. Im vorigen Jahre ſtürzte in der Altſtadt ein Haus 
zuſammen und begrub 26 Menſchen unter ſeinen Trümmern 
(es war das Geburtshaus der bekannten Radiumforſcherin 
Curie⸗Skladkowſka). Vor wenigen Monaten mußte eine alte 
Barockkirche wegen Einſturzgefahr geſchloſſen werden. Und 
kürzlich meldeten die polniſchen Zeitungen, daß drei Häuſer 
am Alten Markt, in deren Mauern breite Riſſe aufklafften, 
von den Bewohnern geräumt werden mußten. Die dort 
ſtehenden Häuſer ſtammen zumeiſt aus dem Anfang des 
17. Jahrhunderts. Nur wenige, die von dem großen Brande 
verſchont blieben, der damals den größten Teil der Altſtadt 
zerſtörte, ſind älteren Datums. Doch blieb das alte Stadt⸗ 
bild aus der deutſchen Zeit Warſchaus damals trotz des 
Brandes erhalten; denn der Wiederaufbau erfolgte in 
ſtrenger Anlehnung an den Stil, in dem die deutſchen Kauf⸗ 
leute und Handwerker ſeinerzeit die mit Magdeburger Recht 
beſtiftete Stadt aufgebaut hatten. Zu den älteſten, noch er⸗ 
haltenen Häuſern der Warſchauer Altſtadt gehört auch 
jenes Haus, in dem ſich im Jahre 1610 ein Zweig der be⸗ 
rühmten Kaufherrenfamilie der Fugger niederließ. Der 
Letzte aus dieſem Geſchlecht, das ſich dort poloniſierte und 
unter dem Namen „Fukier“ lebte, hat ſich bis vor wenigen 
Jahren in dieſem Hauſe, das die berühmteſte Weinſchenke 
Warſchaus birgt, behaupten können. Damals, vor Jahr⸗ 
hunderten, war die Altſtadt das Zentrum des 
wirtſchaftlichen und kulturellen Lebens 


der polniſchen Hauptſtadt. Heute gehört das Gebiet des. 
Alten Marktes zum jſüdiſchen Ghetto. Nur die bunten, 
hochgereckten Häuſer, die am Alten Markt ein Bild wunder⸗ 
barer ſtädtebaulicher und ſtilvoller Geſchloſſenheit bieten, 
erinnern noch an den Reichtum und die Macht der ehemals 
deutſchen Patriziergeſchlechter, von denen auch zahlreiche 
wertvolle Urkunden berichten. Aber jetzt ſcheinen auch dieſe 
Zeugen einer bedeutſamen Vergangenheit dem Untergang 
geweiht zu ſein, wenn nicht umfaſſende Erhaltungsarbeiten 
durchgeführt werden. Man führt die Einſturzgefahr, die 
einige der alten Häuſer bedroht, auf eine Aushöhlung 
des Untergrundes zurück. Teils wird behauptet, daß 
unter den Kellern der Altſtadt ein Kanal läuft, durch den 
früher einmal die Abwäſſer in die Weichſel abgeleitet 
wurden; teils ſpricht man von unterirdiſchen Gängen, die 
vielleicht einmal der Verteidigung gedient haben, und die 
auch in der Zeit der polniſchen Aufſtände eine Rolle geſpielt 
haben ſollen und ſpäter auf Befehl der ruſſiſchen Verwal⸗ 
tung anſcheinend mit ungenügender Sorgfalt zugeſchüttet 
worden ſind. 


Badewannen für Wolhynien 


Ein Warſchauer Blatt erzählte vor kurzem eine recht 
intereſſante Geſchichte aus einer wolhyniſchen Stadt. Die 
dortige Verſſcherungsanſtalt hatte eine Anleihe 
von 1.2 Mill. Zloty aufgenommen. Das Geld war für den 
Bau von Krankenhäuſern, Erholungsheimen und dergleichen 
beſtimmt. In Wirklichkeit aber wurde es ganz anders ver⸗ 
wandt. Zunächſt wurde für 700 000 Zloty ein feudales 
Repräſentatlonshaus für die Verwaltung gebaut. 
Weitere 50 000 Zloty wurden für die Beſchaffung von hoch⸗ 
modernen Arbeitszeitſtoppuhren für die 44 be⸗ 
ſchäftigten Beamten verwertet. Für den Reſtbetrag, der 
nach dieſen nützlichen Inveſtitionen noch übrig geblieben 
war, wurde beſchloſſen, zwecks Hebung von Sauberkeit und 
Kultur ein ſtädtiſches Badehaus zu errichten. Man 
wollte auch hier das Neueſte vom Neuen anſchaffen. Daher 
wurde zunächſt ein Herr der Verwaltung ins Ausland ge⸗ 
ſchickt, wo er ſich mit den modernen Badeeinrichtungen 
bekannt machen ſollte. Er durchzog längere Zeit mehrere 
europäiſche Länder und kam auch nach London. Hier glaubte 
er endlich die für Wolhynien geeigneten Bade wan nen 
gefunden zu haben: innen mit imprägniertem Mahagoni⸗ 
holz ausgelegt .. . Der Herr kaufte die Wannen. Sie waren 
urfprünglich für den — König von England beſtimmt. 
Der hat ſie jedoch für unpraktisch und für zu teuer gehalten. 
Aber für Wolhynien waren ſie dem Herrn von der Ver⸗ 
ee gerade recht. Was tut man nicht alles für 
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Die Ukrainer ſtimmen für den Heereshaushalt 


Der ukrainiſche Senator Lucki gab am 5. Februar 
in der Senatsausſprache über den Haushalt des polniſchen 
Kriegsminiſteriums folgende grund ſätzliche Erklä⸗ 
rung ab: „Die ukrainiſche Nation fühlte ſich immer der 
Kultur des Weſtens zugehörig. Daraus nahm 
ſie die Kraft für ihren alten Kampf mit dem Oſten. 
Noch im Jahre 1917 hat die ukrainiſche ſtaatliche Bewegung 
dem Oſten einen entſchiedenen Kampf angeſagt, der ſich bis 
über das Jahr 1920 hinzog. Leider hat der Oſten die Ober⸗ 
band über uns gewonnen. Der Rigaer Vertrag beließ den 
bedeutenderen Teil der ukrainiſchen Nation auf der anderen, 
ihr durch Kultur und Geiſt fremden Seite und gab ihn un⸗ 
erhörter Unterdrückung preis, die ſich auf die primitivſten 
Aeußerungen des politiſchen und kulturellen Lebens 
erſtreckte. Nur ein Bruchteil unſerer Nation 
diesſeits der Rigaer Grenze blieb bei Europa, inner⸗ 

halb der Grenzen des polniſchen Staates. Daher fühlt 
dieſer Teil unſerer Volksgemeinſchaft auf ſich die Ver⸗ 
antwortung für die Geſchicke der geſamten 
Nation laſten. In den verſchiedenen Augenblickslagen 
nahmen die Beziehungen zwiſchen der polniſchen und der 
ukrainiſchen Volksgemeinſchaft verſchiedene Geſtalten an. 
Wir waren in der Oppoſition, die Oppoſition betätigte ſich 
im Parlament. Aber eines haben wir, ganz 
unabhängig von der Stimmung, niemals angetaſtet: 
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das Heer. Die Zeiten haben ſich inzwiſchen geändert. 
Die ſchwierige und verwickelte Lage Europas gebot uns, 
nach gemeinſamen Wegen für die polniſche und die ukrai⸗ 
niſche Nation zu ſuchen. Die polniſche Armee, die 
im gegebenen Augenblick die Kultur des ganzen Weſtens 
verteidigen kann, betrachten wir als das gemein⸗ 
ſame Gut der beiden Nationen: der polniſchen 
ſowohl wie der ukrainiſchen. Daher hat der Abgeordnete 
Celewicz im Haushaltsausſchuß des Sejm während der 
Ausſprache über den Haushalt des Kriegsminiſteriums 
geſagt: Die politiſche Weltlage, das Wettrüſten der Nach⸗ 
barn, die für jedermann klaren Ziele der 
Komintern bedrohen in gleichem Maße den 
. Staat wie die Lebensintereſſen 

er ukrainiſchen Nation, erfordern eine kräftige, 
dee ee ſtarke und techniſch gut ausgerüſtete Armee 

es polniſchen Staates. Eine ſolche Armee liegt im Lebens⸗ 
intereſſe des ukrainiſchen Volkes, und deshalb werden wir 
für den Haushalt des Kriegsminiſteriums ftimmen. Das 
war nicht allein die Meinung des Abgeordneten Celewicz, 
ſondern das iſt unſer aller gemeinſamer Beſchluß und Stand⸗ 
punkt, der nicht aus einer Konjunktur hervor⸗ 
geht, ſondern für uns eine Angelegenheit 
von weſentlicher Bedeutung iſt. Ich erkläre, daß 
das, was der Abgeordnete Celewicz in der Haushalte 


kommiſſion des Sejm gejagt hat, im Namen der für die 
Politik des ukrainiſchen Volkes verantwortlichen Faktoren 
geſagt worden iſt, und ich möchte ſeine Erklärung unter⸗ 
ſtreichen und bekräftigen. Wir werden, wie immer, für 
den Heereshaushalt ſtimmen.“ 

Nach Celewicz im Sejm hat alſo auch Lucki im Senat 
das ukrainiſche Intereſſe an der Stärke der 
polniſchen Armee feſtgeſtellt. Da das ukrainiſche 
Volk von Rußland und Polen um den eigenen Staat und 
damit auch um die eigene Armee betrogen worden iſt, und 
da weiter ein Zuſammengehen der Ukrainer mit den bolſche⸗ 
wiſtiſchen Gewaltherren, auf denen die Blutſchuld von Mil⸗ 
lionen hingemordeter Ukrainer laſtet, nicht in Frage kommt, 
erblicken die parlamentariſchen Vertreter des ukrainiſchen 
Volkes in Polen in der polnifhen Armee den Faktor, der 
geeignet iſt, bis auf weiteres die Intereſſen des ukrainiſchen 
Volkes gegen die aggreſſive Politik der Moskauer Bolſche⸗ 
wiken zu ſchützen. Wie früher einmal die Polen 
an der Stärke der deutſchen Armee inter⸗ 


Der lettiſche Vorſtoß 


Ansnahmegeſetze gegen das Deutſchtum 

Die letzten Ereigniſſe in Lettland haben wieder einmal 
ſchlaglichtartig die bedrohte Lage des deutſchen Volkstums 
im lettländiſchen Staat beleuchtet. Der Nachdruck, mit dem 
die deutſche Staatsführung durch ihren Geſandten in Riga 
die lettländiſche Regierung darauf hingewieſen hat, daß 
ihre Maßnahmen gegen das Deutſchtum eine ſchwere Be⸗ 
laſtung für die deutſch⸗lettiſchen Handelsbeziehungen be⸗ 
deuten, zeigt uns deutlich, wie entſcheidend die um die 
Jahreswende erlaſſenen Geſetze für das deutſche Volkstum 
in Lettland find. Es geht ja nicht nur um die entſchädigungs⸗ 
lofe Enteignung der deutſchen Gildenhäuſer in Riga. Dieſe 
Auswirkung der „Silveſtergeſetze“ zeigt uns nur die Rich⸗ 
tung dieſes neueſten lettiſchen Zerſtörungsfeldzuges gegen 
das Deutſchtum. Der Liquidation der Gilden 
wird auf Grund der erlaſſenen Geſetze die 
Auflöfung weiterer deutſcher Vereine 

in den nächſten drei Monaten folgen. 
Bei den Geſetzen handelk es ſich im einzelnen um das 
Geſetz über den Aufbau der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
und der Handwerkskammer, ſowie um die Gründung eines 
Staatswirtſchaftsrates. Ihre Abrundung erfuhr dieſe 
Geſetzesreihe durch eine Neufaſſung des Geſetzes über den 
Aufbau der lettländiſchen Landwirtſchaftskammer, die in 
den erſten Januartagen veröffentlich wurde. Damit iſt, rein 
äußerlich geſehen, eine feſte Gliederung und Ab⸗ 
grenzung nach ſtändiſchen Gruppen erfolgt, 
die ihre höchſte Zuſammenfaſſung in dem zu gründenden 
Staatswirtſchaftsrat finden werden. Damit ſoll, wie es in 
den amtlich⸗lettiſchen Erklärungen zu dieſen Geſetzen heißt, 
„eine einheitliche Zuſammenfaſſung und klare Ausrichtung 
aller wirtſchaftlichen Kräfte des Landes geſichert werden.“ 
Allein, die erſten Auswirkungen dieſer Geſetze — 
und das iſt zweifellos kennzeichnend für die wahren Be⸗ 
weggründe zu dieſen Maßnahmen — beſtanden in der 
entſchädigungsloſen Enteignung der Gil⸗ 
denhäuſer in Riga und ihrer ſozialen und kulturellen 
Einrichtungen, die in einer bedeutenden Anzahl von Kran⸗ 
kenhäuſern, Altersheimen, Lehrlings⸗ 
heimen uſw. beſtanden. Mit der Enteignung dieſer 
Einrichtungen hofft man in lettiſchen Kreiſen eine Zen⸗ 
tralſtellung des Deutſchtums zu vernichten. 
Dieſer Akt bedeutet aber zweifellos nur den Anfang 
weiterer lettiſcher Ausbeutungsmanöver. Beſtimmen doch 
die Geſetze, daß alle Vereine und Organiſa⸗ 
tionen, die durch ihre Bezeichnung oder 
durch ihre Tätigkeit in die Arbeitsgebiete 
der neuen Kammern fallen, in den nächſten 
drei Monaten aufzulöſen ſind. Nun haben aber 
die Letten ſolche Vereine nur in ganz geringem Umfang, 
während das Deutſchtum in ſeinem Exiſtenzkampf ſehr ſtark 
auf ſolche Einrichtungen angewieſen iſt. Ferner fallen z. B. 
ie Gilden (es handelt ſich um die rein deutſche Marien: 
gilde, in der neben Kaufleuken auch Literaten und 


eſſiert waren, von der fie hofften, daß durch ſie die 
zariſtiſche Zwingherrſchaft in Ruſſiſchpolen niedergeworfen 
werde, ſo erwarten heute die Ukrainer, daß 
die polniſche Armee indem ſie den polniſchen Staat 
verteidigt, für ſie einmal dasſelbe leiſten 
werde, was die deutſche Armee einſt für die 
Polen getan hat. Alle Phaſen, die das polniſche Volk 
in der Zeit ſeiner Staatenloſigkeit durchlaufen hat: Auf⸗ 
ſtand, Terror, organiſche Arbeit, Loyalität uſw., durchläurt 
heute auch das unter vier Staaten aufgeteilte ukrainiſche 
Volk, — nur, wie es ſcheint, in weit ſchnellerem Tempo. e 
ukrainiſchen Loyalitätsbekundungen find ſicherlich nicht 
weniger ehrlich gemeint, als ſeinerzeit die vielſeitigen 
und ſich überkreuzenden Loyalitätsbekundungen der politi⸗ 
ſchen Führer des polniſchen Volkes. Die ukrainiſchen 
Politiker befinden ſich in der glücklichen Lage, an das Vor⸗ 
bild anknüpfen zu können, das ihnen die einſtmals im 
Kampf um die Selbſtändigkeit ihres Staates und die Frei⸗ 
heit ihres Volkes ſtehenden polniſchen Politiker gegeben haben. 


gegen das Deutſchtum 


Künſtler aufgenommen wurden, und um die ſchon ſtark mit 
Letten durchſetzte Johannisgilde, in der die Hand⸗ 
werker zuſammengefaßt waren) nur ihrer Bezeichnung, 
nicht aber ihrer Betätigung nach, unter die erwähnten 
Geſetze; denn den Charakter zunftmäßiger Zuſammen⸗ 
faſſungen von Kaufleuten und Handwerkern, den ſie bei 
ihrer Gründung im 13. Jahrhundert in der deutſchen Hanſe⸗ 
zeit beſaßen, haben fie, ſoweit es ſich um rein wirt ⸗ 
schaftliche Funktionen handelt, ſchon längſt verloren: 
nur die Funktion als Träger einer ſozialen und 
kulturellen Gemeinſchaft war ihnen verblieben. Die 
„Silveſtergeſetze“ ſind nur ein fadenſcheiniger Vorwand für 
einen erneuten Angriff auf das lettländiſche Deutſchtum. 
Die Enteignung des deutſchen Großgrundbeſitzes 

Es iſt nicht das erſtemal, daß die Letten ſcheinbar 
ſtaatspolitiſch notwendige Geſetze ummünzen und verfälſchen 
zu Ausnahmegeſetzen gegen das Deutſchtum. Es braucht in 
dieſem Zuſammenhang nur an die Ygrarreform de: 
Jahres 1920 erinnert zu werden. Sie fah die Grün⸗ 

dung eines Landfonds vor, aus dem über das ganze Land 
verſtreut neue Bauernwirtſchaften errichtet werden, bzw. 
beſtehende Kleinwirtſchaften zu lebensfähigen Betrieben 
ausgebaut werden ſollten. Niemand wird ſich der durchaus 
verſtändlichen Zielſetzung dieſer Reform der Bodenvertei⸗ 
lung verſchließen. Allein, auch bei der lettiſchen Agrar⸗ 
reform wurde der geſunde Kern verfälſcht. In 
ihren praktiſchen Auswirkungen bildete ſie lediglich ein 
Inſtrument des lettiſchen Chauvinismus, 
das dazu beſtimmt war, das Deutſchtum wurzellos zu 
machen und ſeine Lebenskraft zu brechen. Richtete ſich die 
Agrarreform doch nicht nur gegen den deutſchen 
Großgrundbeſitz, ſondern mit derſelben Schärfe 
auch gegen die bäuerlichen Koloniſten 
deutſchen Volkstums! Nur nebenbei ſei erwähnt, 
daß von der landwirtſchaftlich genutzten Fläche Lettlands 
bei Beginn der Agrarreform bereits 75 v. H. zu bäuerlichen 
Wirtſchaften gehörten. Außerdem war aber der deutſche Gros⸗ 
grundbeſitz durchaus bereit, dem Bedürfnis nach einer Ver⸗ 
ſtärkung des lettiſchen Bauerntums aus freien Stücken ent⸗ 
gegenzukommen: er ſehlug deshalb vor, jeweils ſoviel Guts⸗ 
land zu enteignen, als wirklich Nachfrage vorhanden war. 
Deutſche Leiſtung — lettiſcher „Dank“ 

Die Verſtändigungsbemühungen des deutſchen Groß⸗ 
grundbeſitzes wurden von lettiſcher Seite rundweg ab⸗ 
gelehnt, obgleich die deutſchen Großgrundbeſitzer bereits vor 
dem Kriege, in einer Zeit alſo, in der von einem lettiſchen 
Druck keine Rede ſein konnte, ſtets volles Verſtändnis für 
die Bedürfniſſe des lettiſchen Bauerntums gezeigt hatten. 
Es iſt nicht überflüſſig. daran zu erinnern, daß es ein 
lettiſches Volkstum heute nicht gäbe, wenn das baltiſche 
Deutſchtum nicht jahrhundertelang eine konſequente Wider⸗ 
ſtandspolitik gegen Ruſſifizierung und Orthodoxie durch⸗ 
geführt hätte. Die Letten verdanken die Er⸗ 
haltung ihrer Sprache den Deutſchen. Die 
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Deutſchen hätten es wahrhaftig nicht notwendig gehabt, 
lettiſche Schulen zu gründen, eine lettiſche Schriftſprache zu 
ſchaffen. lettiſche Lieder eee und damit der Ver⸗ 
geſſenheit zu entreißen, Bibel und Geſangbücher ins 
Jettiſche zu überſetzen, kurz die Grundelemente des lettiſchen 
Volkstums zu pflegen und entwicklungsfähig zu machen. Sie 
haben es dennoch getan. Sie wollten nicht 
germanifieren. 

Dieſe für das Werden des lettiſchen Volkstums ent: 
ſcheidenden Leiſtungen des Deutſchtums ſind ſelbſt von den 
Letten, wenn auch nur gelegentlich, anerkannt worden. So 


ſchreibt der keineswegs deutſchfreundliche lettiſche Publiziſt 


Bihlmanns: „Die beiten Vertreter des Deutſch-Balten⸗ 
tums bemühten ſich im 18. Jahrhundert um die Beſſerung 
der Lage der lettiſchen Bauern. Sie waren um die geiſtige 
Kultur der Letten beſorgt ... Die Deutſchen traten auch 
der Ruſſifizierung ſcharf entgegen ... Im unabhängigen 
freien Lettland kämpfen die Deutſchen wie alle Einwohner 
einmütig für eine gedeihliche Zukunft des Staates. Die 
Deutſch⸗Balten nehmen als energiſche, begabte und loyale 
Staatsbürger eine geachtete Stellung im ſtaatlichen Leben 
ein. . So bemerkenswert ſolche Urteile über die kul⸗ 
turellen und wirtſchaftlichen Leiſtungen des deutſchen Volks⸗ 
tums für die Letten aus lettiſcher Feder ſind, ſo wenig 


haben ſie in der Behandlung der Deutſchen ihre praktiſche 


Auswirkung gefunden. 

So wurden denn auch die erwähnten Verſtändigungs⸗ 
vorſchläge des deutſchen Großgrundbeſitzes im Jahre 1920 
von lettiſcher Seite mit der reſtloſen Enteignung des 
deutſchen Beſitzes beantwortet. Entſchädigungen für dieſe 
Enteignung wurden nicht gezahlt; und das den Grund⸗ 
beſitzern jeweils verbleibende Reſtgut in einer Größe von 
25 Hektar wurde nach Möglichkeit ſo ausgewählt, daß ſeine 
Weiterexiſtenz jo gut wie ausſichtslos war. Dieſe Tatjache 
wurde dann auch noch von der lettiſchen Preſſe mit 
hämiſcher Schadenfreude beſtätigt und gleichzeitig der 
wahre Sinn des Agrarreformwerkes mit brutaler Offenheit 
dargelegt. So ſchrieb beiſpielsweiſe die lettiſche Zeitung 
„Latvijas Sargs“ zu dem Agrarreformgeſetz: „Es wird wohl 
kaum möglich ſein, für die ehemaligen Großgrundbeſitzer 
auf dem Landſtückchen. das das Gemeindekomitee ihnen 
zuweiſen wird, und das wohl ſicher fo ausgewählt werden 
dürfte, daß man nicht darauf fortkommen kann, eine ertrag⸗ 
reiche Wirtſchaft zu gründen. Sie werden gezwungen ſein, 
ihr Landſtück zu verkaufen. Dann wird das deutſche 
Element nur auf die Städte beſchränkt fein, wo es zuſehends 
feiner Vernichtung entgegengeht. Seht doch, wie in Riga 
zu Dutzenden die Kommiſſionsgeſchäfte emporſchießen, die 
angefüllt ſind mit den letzten Wertſachen und Habſeligkeiten 
des deutſchen Bürgertums und Adels. Das Deutſchtum 
1 hat am 16. September 1920 ſeinen letzten Stoß 
erhalten.“ 


Vernichtung der deutſchen Koloniſten 


Aber auch das Schickſal der deutſchen 
bäuerlichen Koloniſten iſt kennzeichnend für den 
wahren Sinn des lettiſchen Agrarreformwerkes. In der 
Zeit von 1907 bis 1914 waren etwa 20 000 deutſche 
Koloniften aus dem Wolgagebiet und aus Wolhynien in 
dem heutigen Gebiet Lettlands als Heuerlinge, Pächter und 
Bauern angeſetzt worden. Sie alle hatten auf Grund des 
Agrargeſetzes Anrecht auf die Zuſprechung von Land aus 
dem Landfonds. Doch auch hier wandte die lettländiſche 
Regierung das Agrarreformgeſetz als bewußtes Ausnahme⸗ 
geſetz gegen das Deutſchtum an und degradierte damit die 
deutſche bäuerliche Bevölkerung zwangsläufig zum Prole⸗ 


tariat. Die Tatſache, daß die deutſchen Koloniſten ſich nach 
ihrer Ueberſiedlung nach Kurland nicht auf ihre neuen 
Gemeinden hatten umſchreiben laſſen, was im alten Ruß⸗ 
land viel Zeit und noch mehr Geld koſtete, benutzten die 
Letten zu der Behauptung, daß dieſe Koloniſten nicht als 
Ortsangeſeſſene im Sinne des lettländiſchen Staatsange⸗ 
hörigkeitsgeſetzes zu betrachten ſeien. Sie konnten daher 
das Bürgerrecht nur auf beſonderen Antrag erwerben; 
allein, ſämtliche Geſuche dieſer Art wurden von der lett⸗ 
ländiſchen Regierung kurzerhand abgelehnt. So ging zu⸗ 
nächſt die Mehrzahl der Heuerlinge und Pächter 
ihres Anſpruchs auf Bauernland verluſtig, obgleich ſie 
dieſen Anſpruch mit gutem Recht noch aus anderem Grunde 
nachdrücklich fordern konnten. Sie hatten mitgeholfen, 
den jungen lettiſchen Staat unter Einſatz ihres Lebens von 
den Bolſchewiken zu befreien, und es war nicht mehr als 
billig, daß der Staat ihnen für ihren opferbereiten Einſatz 
die Verleihung von Kriegerland zuſagte. Doch dieſes Ver⸗ 
ſprechen wurde ſchließlich von der lettländiſchen Regierung 
nicht gehalten. ö 

Aehnlich wie den Heuerlingen und Pächtern erging es 
aber auch den deutſchen Bauern, die bereits Bauern⸗ 
land eigentümlich beſaßen, das jedoch in vielen Fällen noch 
nicht grundbuchamtlich eingetragen war, weil unter der 
alten ruſſiſchen Regierung auch ſolche Eintragungen mit 
hohem Koſtenaufwand verbunden waren. Während nun 
die lettländiſche Regierung den lettiſchen Bauern die nach⸗ 
trägliche Aufnahme ihres Beſitzes im Grundbuch in allen 
Fällen geſtattete, wurde den deutſchen Bauern dieſe Mög⸗ 
lichkeit großenteils verſagt; ſie wurden erbarmungslos 
ohne jede Entſchädigung auf die Straße 
geſetzt. Damit war das Schickſal der deutſchen Koloniſten 
ſo gut wie beſiegelt. 12 000 von ihnen verließen 
das Land der Reſt verteilte ſich über ganz Kurland, wo 
er, von den lettiſchen Bauern ausgenutzt, unter erdrücken⸗ 
den Verhältniſſen lebt, mit Mühe ſein Deutſchtum 
behauptend. j 

Ein falſcher Vergleich 5 

Das war der eigentliche Sinn der Agrarreform, das iſt 
auch der neueſten Geſetze letzter Schluß: Vernichtung des 
Deutſchtums unter dem Deckmantel ſtaatspolitiſch ſcheinbar 
notwendiger Geſetze. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die 
lettiſche Preſſe auch jetzt wieder ſich die erdenklichſte 
Mühe gibt, die wirtſchaftspolitiſchen Gelege als „rein 
objektive Maßnahmen“ der lettländiſchen Regierung zum 
Wohle des ganzen Volkes hinzuſtellen. Die Erregung des 
Deutihtums, das ſich keiner Illuſion über die wahre Be⸗ 
deutung dieſer Geſetze hingibt, beruhigt man von lettiſcher 
Seite mit dem Hinweis, daß ſich in Deutſchland ganz ähnliche 
Maßnahmen, beiſpielsweiſe auf dem Gebiete der Landwirt⸗ 
ſchaft, eine Zuſammenfaſſung aller Kräfte des Landvolkes 
zu einer Einheit, durchgeſetzt haben, „gerade ſo wie es in 
Lettland das Geſetz über den Aufbau der Landwirtſchafts⸗ 
kammer bezwecke“. Gewiß. man wird den geſunden wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Grundgedanken dieſer Maßnahmen nicht. 
anzweifeln. Aber die Ausführungsbeſtimmungen 
lettländiſcher Geſetze gingen ſtets und gehen auch in dieſem 
Fall wieder über das ſtaatspolitiſch notwendige Maß hinaus 
und laſſen ſie zum Inſtrument des lettiſchen Chauvinismus 
im Kampf gegen das Deutſchtum werden. Die Silveſter⸗ 
geſetze ſind, das muß noch einmal feſtgeſtellt werden, 
ebenſo wie das Agrarreformgeſetz des 
Jahres 1920 nur Deckmantel für die Unter⸗ 
drückung und Ausrottung des deutſchen 
Volkstums. Walther. 


— . —————— — —— — . —— CET 


Perſönliches 


Sein 40jähriges Dienſtjubiläum bei der Reichsbahn beging 
am 1. November 1935 der Reichsbahnzugführer Hermann Beh, 
Osnabrück, Tannenburgſtr. 105, früher Hohenſalza, Alexander— 
ſtraße 2. Der Jubilar wurde aus dieſem Anlaß durch ein 
Schreiben des Führers und Reichskanzlers ſowie des General⸗ 
direktors der Reichsbahngeſellſchaft ausgezeichnet. 


Geſtorben: Väckermeiſter Paul Steinke in Berlin, früher 
Hohenſalza, am 9. 2. 1936. 
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Friſtablauf für Geſchädigte 

Im Reichsgeſetzblatt vom 8. Februar d. Js., Seite 62, iſt eine 
Verordnung über die Härtebeihilfen für bedürftige Inhaber von 
zinsgeſenkten Schuldverſchreibungen erſchienen. Bedürftige ver⸗ 
drängte Grenzlanddeutſche, deren Entſchädigung in Schuld⸗ 
verſchreibungen gezahlt worden iſt, werden darauf hingewieſen, 
daß gemäß dieſer Verordnung Härtebeihilſen beantragt werden 
müſſen und der Antrag für die Gewährung einer Härtebeihilfe 
für die Zeit vom 1. Juli 1836 bis 30. Juni 1937 ſpäteſtens 
bis Ende Februar d. 2s. geſtellt werden muß. Alles Nähere 
iſt aus oben angezogenem Reichsgeſetzblatt zu erſehen. 


